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Jer verſchwundene Truinſoldat.

Ueber ein düſteres Vorkommnis in unſerem Kriegsheer be-
richtet die Magdeb. Volksſtimme. Sie klagt die Mehrheits-
parteien des Reichstags an, daß ſie durch Annahme der auf
Vermehrung des ſtehenden Heeres gerichteten Vorlagen daran
ſchuld ſind, daß bereits Krüppel zum Militärdienſt ausge-
hoben werden, um die vorgeſchriebene Heeresſtärke zu erreichen

und berichtet dann
Seit dem 28. Januar d. J. iſt der Trainſoldat im Magdeb.

TrainBataillon Nr. 4, 3. Kompanie, Friedrich Heyer,
ſpurlos verſchwunden. Der Entwichene, deſſen Aufenthalt
zur Zeit uns, den Eltern des Unglücklichen und der Militär
behörde unbekannt iſt, mußte Soldat werden, obwohl er bereits
bei ſeinem Eintritt in die Armee infolge eines Unfalles einen
verkrüppelten Fuß und einen doppelten Knöchel hatte.

Der Mann war in ſeiner Eigenſchaft als Landarbeiter über
fahren worden und bezog daher ſchon vor ſeinem Eintritt in
den Dienſt eine Unfallrente.

Zum Beweiſe der Wahrheit unſrer ſchweren Anklage ver-
öffentlichen wir folgende Aktenſtücke:

a) Poſtkarke an den Tagelöhner Herrn Friedrich Heyer,
Ditfurt:

Kreisausſchuß
des Kreiſes Aſchersleben. Quedlinburg, den 3. Febr. 1903.

Sektions- Vorſtand.
J.-Nr. I, 883.

Sie haben ſich bis zum 10. Februar 1903 in einer der
Sprechſtunden des Herrn Dr. med. Fiedler zu Ditfurt zur
Unterſuchung einzufinden.

Kommen Sie dieſer Aufforderung nicht nach, ſo haben Sie
a die Jhnen hieraus bezüglich des RenteEmpfanges ent
tehenden Unannehmlichkeiten ſelbſt zuzuſchreiben.

Der Vorſitzende.J. A.: r r
b) Daß der landw. Arbeiter, z. Z. Trainſoldat Friedrich

Heyer von hier, geb. am 11. September 1880, Unfallrente
bezieht, wird hiermit amtlich beſcheinigt.

Es handelt ſich um den Unfall vom 6. Oktober 1900,
an des rechten Unterfußes reſp. der rechten

ade.
Ditfurt, am 12. Februar 1903.

(L. S.) Der Amtsvorſteher.Köther.
Es iſt uns unmöglich, unſern Empfindungen darüber Aus-

druck zu verleihen, daß ein Unfallrentner Soldat werden konnte.
Und hier, meinen wir, iſt der Schlüſſel zu dem tragiſchen
Schickſal des jungen Mannes gegeben. Einzelne Ereigniſſe
während des Dienſtes, die dem Unglücklichen zugeſtoßen ſein
ſollen und die der Vater des jungen Mannes behauptet, ſind
wir nicht in der Lage zu beweiſen. Feſt ſteht aber, daß ein
Unfallrentner, ein invalider Mann, der in der Armee dienen
muß, der Verzweiflung nahe kommen muß; ein Menſch, der
infolge körperlicher Untauglichkeit zum Militärdienſt nicht ge-
eignet iſt, muß ein ſchlechter Soldat werden und muß natur-

notwendig allen den Leiden ausgeſetzt ſein, die ein unfähiger
Soldat im Heere zu erdulden hat.

Am 3. Februar richtete der Vater des Verſchwundenen an
den Bataillons Kommandeur des Magdeburgiſchen Train-
Bataillons Nr. 4 eine Eingabe, die wir mit Ausnahme der
Hauptſtellen, deren Veröffentlichung in unſerem Blatt aus preß-
geſetzlichen Gründen nicht unbedenklich erſcheint, hier folgen
laſſen:

Ditfurt, 3. Februar.
Mein Sohn Friedrich Heyer, Trainſoldat im Magdeb.

TrainBataillon Nr. 4, 3. Komp., iſt ſeit dem 28. Januar
morgens 4 Uhr ſpurlos verſchwunden. Alle Nachforſchungen
ſind leider erfolglos geblieben. Jch muß vermuten, daß ervielleicht freiwillig aus dem Leben geſchieden iſt. Zu dieſer

Vermutung bringen mich folgende Erlebniſſe meines Sohnes:

2. o 7 7 7 7 7
3. o 7 a 7 I7
Nun bitte ich den Herrn Bataillons-Kommandeur, dieſe für

das Bataillon ſchwerwiegende Angelegenheit eingehend prüfen
und unterſuchen zu wollen, mir aber von dem Ergebnis einen
baldigen und ausführlichen Bericht zu ſchicken, damit ich da
nach meine weiteren Maßnahmen treffen kann.

Hierauf liefen folgende Antworten ein:
Magdeburg, 4. Februar 1903.

Lieber Herr Heyerl!
Mit herzlichſtem Bedauern erfüllt es mich, daß Jhr Sohn

immer noch nicht zur Kompagnie zurückgekehrt iſt, aus deren
Unteroffizierkorps natürlich der überzählige Unteroffizier
Wiedemann, der heute mit den drei Zeugen, die ich in Jhrer
Gegenwart ſchon vernommen habe, gerichtlich verhört wurde,
nach ſeiner Beſtrafung ausſcheidet. Die traurige Wahrſchein
lichkeit, daß Jhr Sohn ſich das Leben genommen hat, veranlaßt mich heute, bevor die gerichtliche Beſtrafung des

Schuldigen erfolgt, Jhnen nochmals auszudrücken, wie ſehr
ich es lage de Jhr Sohn nicht den Mut gefunden hat,
rechtzeitig ſich über die unvorſchriftsmäßige Behandlung
zu beſchweren. Jn dieſem Falle wäre natürlich nach Unter
uchung der Sache die leider unnötig herausgeſchobene Be

ſtrafung eher erfolgt, wodurch Jhrem Sohn hätte klar werden
müſſen, daß ſeine Angſt vor einem Unteroffizier ganz
unnötig und ſein Zutrauen zu ſeinem Kompagniechef ein
begründetes war.

aß ich jederzeit meinen Untergebenen bei Klagen über
unwürdige Behandlung zu ihrem Rechte verhelfen wollte,
iſt eine Sache, die ſelbſtverſtändlich, leider aber von Jhrem
Sohne unbeachtet gelaſſen worden iſt.

Jn der Hoffnung, daß Sie von der Aufrichtigkeit meines
Wunſches, Jhr Sohn möchte den Weg zur Kompagnie noch
wiederfinden können, überzeugt ſind, ſchließe ich mit auf-
richtiger Teilnahme für das Schickſal Jhres Sohnes als

r

Jhnen ſehr zugethaner
Behrnauer, Rittmeiſter.

Daß der Herr Rittmeiſter derzeit ſeinen Untergebenen bei
Klagen über unwürdige Behandlung zu ihrem Recht verhelfen
wollte, iſt außerordentlich lobenswert, noch löblicher aber würde
es ſein, wenn der Herr Gelegenheit gehabt hätte, ſeinen treff-

lichen Willen in die That umzuſetzen. Zu Beſchwerden über
einen Unteroffizier gehört wie wir dem Herrn Rittmeiſter
bemerken wollen ein ſo großer Mut, daß man dieſen Mangel
an Tapferkeit am allerwenigſten einem armen Unfallrentuer
verübeln kann. Gleichzeitig mit obigem Brief erhielt der Be
ſchwerdeführer den folgenden Brief von dem Bataillons-Kom
mandeur:

Magdeburgiſches
TrainBataillon Nr. 4

Nr. 11/03 III
An

Herrn Friedrich Heyerg Ditfurt
Langeſtraße 323.

Jch beſtätige Jhnen den Empfang Jhres Briefes mit dem
Bemerken, daß derſelbe heute dem Kriegsgericht zugeſtellt iſt.

Gleichzeitig ſpreche ich Jhnen über den angeblichen Vorfall
mein Bedauern aus. Es thut mir leid, daß Sie die Ange-
legenheit mir nicht ſchon im November v. J. angezeigt haben,
damit ich ſchon damals der Sache näher treten konnte. Die
gerichtliche Unterſuchung wird jedoch das Nähere noch ergeben
und die Schuldigen zur Rechenſchaft ziehen.

Sollte Jhr Sohn über ſeinen Aufenthaltsort Jhnen Nach-
richt geben, ſo wollen Sie er dem Bataillon alsbald
Mitteilung machen, damit ſein Fehltritt noch ſo viel als
möglich gemildert werden kann.

v. Erckelens.
Es iſt ja ſehr human, daß der Herr Major den

„Fehltritt“ des Bemitleidenswerten zu mildern beabſichtigt,
das iſt ja ſehr rührend; immerhin wäre es beſſer re
man hätte den Krüppel nicht erſt zum Militär ausgehoben und
dadurch jenem „Fehltritt“ vorgebeugt.

Die Unterſuchung u folgenden Verfügungen
eglaubigte Abſchrift!

agdeburg, den 27. Februar 1903.

Verfügung.
Jn der Unterſuchungsſache gegen den

Sergeant Ernſt Seeher 3/Train 4
wegen eines Untergebenen iſt der Beſchuldigte
außer Verfolgung zu ſetzen und dieſerhalb das gerichtliche
Verfahren einzuſtellen, da die angeſtellten Ermittlungen einen
hinreichenden Verdacht gegen ihn nicht ergeben haben.

Die Angabe es Trainſoldat Heyer, der ſich noch immer
von ſeiner Tr ppe fernhält, der Sergeant Seeher hätte ihn
abſichtlich gegen die Krippe geſtoßen, genügt nicht, um dieſen
hinreichend zu verdächtigen.

Deſſen Angabe, das Pferd Roland habe ihn gegen Heyer
gedrängt, ſo daß dieſer infolge des Stoßes gegen die Krippe
edrückt ſei, iſt nicht widerlegt; dies um ſo weniger, als Heyer
elbſt vor der Anweſenheit ſeines Vaters angegeben hat, das

Pferd habe ihn gegen die Krippe gedrängt.

Magdeburg, den 14. 2. 03.

Kommandanturgericht
III a 266

Der Gerichtsherr. Dr. Müller.gez.: von Gersdorff. riegsgerichtsrat.
Kommandanturgericht. Magdeburg, den 20. Febr. 1903.

Der ä gutGegen den Unteroffizier Karl Wiedemann der 3. Kom
pagnie Magdeburgiſchen Train-Bataillons Nr. 4 r

b) Dagegen iſt das Verfahren einzuſtellen, inſoweit dem

NDokre-Dame in Paris.
51] von BVikkvr BHugvp.

Johann erkannte nun ſeinen Bruder; aber die Thür hatte
ſich ſo leiſe geöffnet, daß nichts den Dom Claude von ſeiner
Gegenwart benachrichtigt hatte. Der neugierige Student be
nutzte dies, um einige Augenblicke die Zelle mit Muße aus-
zukundſchaften. Ein breiter Kochofen, den er anfänglich nicht
bemerkt hatte, befand ſich links vom Stuhle unter dem Fenſter.
Der Lichtſtrahl, der durch dieſe Oeffnung hereinfiel, drang
durch das runde Gewebe einer Spinne, welche ihre feine
Roſette geſchmackvoll im Bogen des Dachfenſters angebracht
hatte, und in deren Mitte das webekundige Tier, als das
DPtrum dieſes Spitzenrades, unbeweglich ſaß. Auf dem
Ofen waren allerlei Arten von Gefäßen, Steingutkruken
Glasretorten, Deſtillierkolben mit Kohle bunt durcheinander
aufgeſtellt. rer bemerkte Johann, daß ſich keine Brat-
e darunter befand. „Es iſt kalt das Kuchengeſchirr!“

achte er.
Uebrigens war kein Feuer im Ofen, und es ſchien ſogar, daß

man ſeit langem keins darin angezündet hatte. Eine r
Maske, welche Johann unter den Gerätſchaften für Alchimie
beobachtete, und die ohne Zweifel dazu diente, das Geſicht des
Archidiakonus, wenn er irgend eine fürchterliche Subſtanz zu
bereitete, zu ſchützen, lag mit Staub bedeckt und anſcheinend
vergeſſen in einer Ecke. Daneben lag ein ebenſo ſtaubiger
Blaſebalg, und ſeine obere Fläche trug folgende in kupfernen
Buchſtaben eingelegte Jnſchrift: „Spira, Spera l“*)

Als Johann lange genug die Zelle und ſeinen in Gedanken
verſunkenen Bruder beobachtet hatte, zog er ſeinen Kopf
ganz leiſe zurück und machte hinter der Thüre ein Geräuſch
der ritken, wie jemand, der ankommt und ſeine Ankunft
meldet.

„Herein!“ rief der Archidiakonus aus dem Jnnern der Zelle
ich erwartete Euch. Jch habe abſichtlich den Schlüſſel in derThore ſtecken laſſen tretet ein, Meiſter Jakob.“

er Student trat dreiſt ein. Der Archidiakonus, den ein

Lateiniſch: Blaſe, hoffe.

ſolcher Beſuch an einem ſolchen Orte ſehr in Verlegenheit
etzte, erſchrak in ſeinem Lehnſtuhle. „Was Jhr ſeid es,

Johann
„Es iſt immerhin einer, r Namen mit J anfängt,“ ſagte

der Student mit rotem, dreiſten und fröhlichen Geſichte.
Das Antlitz Dom Claudes hatte ſeinen ſtrengen Ausdruck

angenommen.
„Was habt Jhr hier zu ſchaffen
„Bruder,“ antwortete der Student, der ſich bemühte, eine

ſittſame, klägliche und beſcheidene Miene anzunehmen, und ſeine
Mütze mit einem Ausdrucke der Unſchuld zwiſchen den Händen
drehte, „ich wollte Euch bitten

„Um was
„Um ein wenig moraliſche Belehrung, die ich ſehr nötig habe.

Johann wagte nicht laut hinzuzuſetzen: „Und um ein wenig
Geld, das ich noch nötiger habe.“ Dieſer letzte Teil ſeines
Satzes blieb unausgeſprochen.

„Junger Herr,“ ſagte der Archidiakonus mit kaltem Tone,
„ich bin ſehr unzufrieden mit Euch.“

„O weh!“ ſeufzte der Student.
Dom Claude rückte mit ſeinem Lehnſtuhle etwas herum und

blickte Johann ſcharf an. „Es iſt mir lieb, daß ich e ſehe.“
Das war ein fürchterlicher Eingang. Johann machte ſich auf

einen heftigen Stoß gefaßt.
„Johann, es gehen mir täglich Beſchwerden über Euch zu.

Was iſt das mit jener Schlägerei, bei der Jhr einen kleinenAlbert von Ramonchamp mit Stochieben zugerichtet
abt?
„O!“ ſagte Johann, „hat guten Grund! Ein erbärmlicher

Page, der ſich damit beluſtigte, die Studenten dadurch zu be
ſudeln, daß er ſein Pferd in den Kot traben ließ

„Was iſt das dann,“ fuhr der Archidiakonus fort, „mit
Mahiet Fargel, deſſen Rock Jhr zerriſſen habt? Tunicam
dechiraverunt,*) beſagt die Beſchwerde.

„Ach was! ein ſchäbiges Mützchen von Montaigu! Jſt's
nicht ſoi Beſchwerde ſagt „tunicam“ und nicht „cappettam“.**)

Verſteht Jhr Latein
Johann antwortete nicht.

Lateiniſch: Das Gewand haben ſie ihm zerriſſen.
Lateiniſch: Kappe, Mütze.

„Ja,“ fuhr der Prieſter fort und ſchüttelte den Kopf, „da
haben wir's, wie die Studien und die Wiſſenſchaften jetzt be-
ſchaffen ſind Latein verſteht man kaum noch, das Syriſche iſt
unbekannt, das Griechiſche verhaßt, daß es bei denerſten Gelehrten nicht für Unwiſſenheit gilt, ein escer
Wort, ohne es zu leſen, zu überſpringen, und daß man ſpricht
„Graecum est, non ligitur.“*)

Der Student ſchlug mit Entſchloſſenheit die Augen 4
„Herr Bruder, geſtattet Jhr, daß ich Euch auf gut Franzöſiſ
jenes griechiſche Wort erkläre, das da an die Mauer ge-
chrieben iſt

„Welches tWelches Wor

Ein flüchtiges Rot überflog die faltigen Wangen des Archi
diakonus gleich einem Rauchſtoße, der äußerlich die inneren
Erſchütterungen eines Vulkans ankündigt. Der Student be
merkte es kaum.

„Nun wohl, Johann!“ ſtotterte der ältere Bruder mit Mühe
„was will dieſesWort ſagen

„Das Verhängnis.“
Dom Claude wurde bleich, und der Student fuhr in Sorg

loſigkeit fort: „Und jenes Wort, welches darunter ſteht, von

der nämlichen Hand t Gr a „Un-lauterkeit“. Jhr ſehet, daß man ſein Griechiſch ve
Der Archidiakonus blieb ſtumm. Dieſe Lektion im Griechi-

ſchen hatte ihn nachdenklich gemacht. Der kleine Johann, der
alle Kniffe eines nichtsnutzigen Burſchen beſaß, hielt den
Augenblick für günſtig, um ſein Anliegen zu wagen. nahm
daher einen äußerſt ſanften Ton an, und begann

„Mein lieber Bruder, habt Jhr einen derartigen auf
mich, daß Jhr mir wegen ein paar böſer Ohrfeigen und Fauſt
ſchlägen, die im offenen Kampfe an, Gott weiß, welche Buben
und Fratzengeſichter, quibusdam marmosetis, ausgeteilt wurden
ein böſes Geſicht macht? Jhr ſeht, lieber Bruder Claude, daß
man ſein Latein verſteht.“

Aber dieſe ganze ſchmeichelnde Gleißnerei machte auf den
ſtrengen großen Bruder durchaus nicht die gewghnte irkung.
Cerberus**) biß nicht in den S 3 Die Stirn des
Archidiakonus entrunzelte ſich nicht um eine Falte.

Lateiniſch: Es iſt griechiſch, wird nicht geleſen.Lateiniſch: Der el bei den Kickel
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ein Pferda ihn mit dem Geſicht
After ferdes zu drücken, und zwar mangels hin-reichenden e Das an ſich glonewirdi e Zeugnis des

Zeugen Mingram, wonach Heyer dieſen von den Mißhand-lun ergab hat, genügt allein nicht, den Beſchuldigten hin
reichend zu derdichtt

Der gez. Dr. Müller.gez. von Gersdorff. Keiegsgertchtsrat
Generalleutnant u. Kommandant.

Die Richtigkeit der Abſchrift beglaubigt
r. Müller, Kriegsgerichtsrat.

So weit die Mitteilung der Magdeburger Volksſtimme, die
in einer Schlußbemerkung nochmals mit Recht verlangt, ein
Unfallren ſolle keinesfalls zum Militärdienſt ogen
werden dürfen. Vom Depeſchenbureau Hirſch läuft nun heute
folgende Meldung ein

Vor dem Kriegsgericht der Kommandantur ſtand heute der
Unteroffizier d. R. Wiedemann vom 4. Trainbataillon wegen
Mißhandlung und Beleidigung Untergebener in
22 Fällen. Ein Soldat ſoll ſich wegen der Mißhandlungen
das Leben genommen haben, was jedöch in der Verhandlung
nicht unbedingt bewieſen werden konnte. Der Militär
anwalt beantragte ſechs Monate Gefängnis und
Degradation, das Urteil lautete auf fünf Wochen Ge-
fängnis, indem nur eine fortlaufende Handlung an-
genommen wurde.

Dieſes kriegsgerichtliche Urteil wird zu denen gehören, bei
welchen der Leſer, wie geſagt zu werden pflegt, Mund und Naſe
aufſperrt. 22 einzelne Mißhandlungen, auf mehrere Monate
verteilt, aus verſchiedenen Anläſſen, an verſchiedenen Orten und
in ganz verſchiedener Weiſe begangen, bilden alſo eine Hand
lung. Wir haben dagegen noch nie geleſen, daß auch dann eine
Handlung als vorliegend erachtet wird, wenn ein Soldat ſich
gegen einen Chargierten vergangen hat. Dann bildet vielmehr
ſozuſagen jeder Blick, jede Handbewegung, jedes Wort eine
Handlung für ſich, und ehe ſich's der Unglückliche verſieht, hat
er gegen einen ganzen Wall von Paragraphen des Militär
Strafgeſetzbuches verſtoßen, und vieljähriges Gefängnis oder
Zuchthaus iſt ihm ſicher.

Hier fünf Wochen Gefängnis für ein zum Tode gequältes
Menſchenleben; dort fünf, ſechs oder noch mehr Jahre Zucht-
haus wegen „Widerſetzlichkeit gegen Vorgeſetzte“!! Das deutſche
Volk muß ſtolz ſein auf die im Heere herrſchende Gerechtigkeit.

Tagesgeſchiuhte.
Halle, 15. März.

Deutſcher Reichstag.
Der Reichstag erledigte am Montag debattelos in erſter und

zweiter Leſung den Eiſenbahnvertrag mit Luremburg
und ſtrich alsdann gleichfalls in erſter und zweiter Leſung

aus der Seemannsordnung einen arbeiterfreundlichen
Druckfehler heraus, der ſich ſehr zum Verdruß höchſt ein
flußreicher Reeder in dieſelbe eingeſchlichen hat. Der Verſuch
unſerer Genoſſen Molkenbuhr, Dr. Herzfeld, Schwarz-
Lübeck, die Gelegenheit zu einſchneidenden Verbeſſerungen im
Intereſſe der Seeleute zu benutzen, ſcheiterte an dem böſen
Willen und der Jndolenz der bürgerlichen Parteien. Graf
Poſadowskhy ſtellte zwar eine Aenderung der Unterſtützung,
welche die kranken Seeleute empfangen, von 13 auf 26 Wochen
in Ausſicht, will aber dieſe ſozialpolitiſche Verbeſſerung erſt
nach Verabſchiedung der KrankenkaſſenNovelle in Angriff ge
nommen wiſſen. Darauf wandte ſich das Haus der Auf
arbeitung der Petitionen zu, die ſich inzwiſchen zu hohen
Stößen angeſammelt haben. Der Reichstag arbeitete ſehr
fleißig und erledigte der Petitionen eine ſchwere Menge. Unſere
Fraktion trug mehrere kleinere Erfolge davon, indem einige
Petitionen, die ſich auf Haftbarmachung der Automobiliſten,
der Straßen bahngeſellſchaften uſw. für angerichtete
Schäden beziehen, auf Antrag Meiſter und nach Befür-
wortung durch Ledebour dem Reichskanzler zur Berück-
ſichtigung überwieſen wurden. Dagegen bewies die Mehr-
heit wieder einmal die reaktionäre Natur ihres Weſens, indem
ſie die Petitionen der Arbeiterinnen um das weibliche Wahl-
recht zu Gewerbegerichten durch Uebergang zur Tages-
ordnung erledigte. Günſtiger ſchnitten die Petitionen der
Textilarbeiter um Ausdehnung der ſozialpolitiſchen Geſetz
gebung ab; ſie wurden im vollen Umfang zur Berückſichti-
gung überwieſen, indem ſich das Zentrum in dieſem Falle
auf die Seite der Linken ſchlug. Eine Prügelpetition
eines Gemütsmenſchen und Rittergutsbeſitzers wurde mit ver-
dienter Kürze abgethan. Knuten-Oertel war nicht zum
Sprechen disponiert, wohl weil ſeine weiße Weſte ſich in der
Wäſche befand. Die Petition des gemaßregelten Poſtbeamten
Pfeiffer um Wiederaufnahme in den Reichspoſtdienſt wurde
vom Genoſſen Thiele befürwortet, indeſſen vom liebedieneriſchen
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Preußiſcher Landtag.

Jm Abgeordnetenhauſe ſchreitet die Beratung des
Kultusetats nur ſehr langſam vorwärts. Am Montag
wurde das Kapitel „ElementarUnterrichtsweſen“ beendigt und
mit dem Kapitel „Elementarſchulweſen“ begonnen. Die Debatte
über die Mädchengymnaſien brachte zunächſt eine Rede des
freiſinnigen Volksparteilers Dr. Müller-Sagan, der die Be
hauptung des Konſervativen Jrmer von vorigen Sonnabend,
die Originalitätsſucht treibe die Mädchen an die Pforten der
Univerſität, zurückwies. Unterſtützt vom freiſinnigen Abg. Ernſt
forderte er volle Gleichberechtigung der Frau auch in politiſcher

eziehung. Jn ſeinem Schlußwort beklagte ſich Herr Jrmer
über den Ton, der heute von den „Frauenrechtlerinnen“ au-

rüne Huhn“ des jetzigen zweiten Bürgermeiſters von Berlin,Reite, hin. Der Roman ſpielt nämlich in einem Milieu von
ſtudierenden Frauen; die einzige Frau, die noch am Alten feſt
hält, wird, nach Herrn Jrmer, als eine überaus bornierte Per-
ſönlichkeit hingeſtellt. Vor den Augen des konſervativen Kritikers
dürften ſchwerlich andere Romane Gnade finden als ſolche, die
das „Daheim“ ſeinen landpaſtoralen und ſtiftsweiblichen Leſern
vorſetzt.Die Beratung des Kultusetats wird Montag abend fort-
geſetzt werden. Es wird in nächſter Zeit häufiger zu Abend-
Sitzungen gegriffen werden müſſen, wenn der Etat, wie be-
abſichtigt, bis zum 24. d. Mts. fertiggeſtellt werden ſoll.

Neue Kanvnen.
Die gänzliche Umbewaffnung unſerer Artillerie kann ſchon

jetzt als beſchloſſene Sache betrachtet werden. Sogar der Kriegs
miniſter hat vor kurzem im Reichstage zugegeben, daß eine
„Teilbeſtellung' von Rohrrücklaufgeſchützen bei Krupp in Eſſen
aufgegeben worden ſei, und zwar ſoll dieſe ſo erheblich ſein, daß
Verſuche mit der neuen Armierung „auf breiteſter Grundlage“
angeſtellt werden können. Gleichzeitig verlautet aus Eſſen
Krupp-offiziös, daß die Militärbehörde von der Zweckmäßigkeit
der Rohrrücklaufgeſchütze mit Schutzſchild ſchon längſt überzeugt
geweſen ſei, doch wird die gänzliche Umbewaffnung der deut-
ſchen Artillerie zur Zeit noch mit ſchalkhafter Begründung be-
ſtritten, da es ja dazu erſt der Genehmigung des Reichstags
bedürfe.

Nach Jnformationen der Leipz. Volksztg. wird an der Um-
arbeitung der Feldgeſchütze bei Krupp thatſächlich fleißig ge-
arbeitet; auch mit der allmählichen Vornahme der Umbewaff-
nung hat es ſeine Richtigkeit. Man wird „verſuchsweiſe“ eine
Batterie nach der andern mit dem neuen Geſchütz ausrüſten,
bis die Neuarmierung beendet iſt. Es iſt dieſelbe Geſchichte wie
bei der Einführung des neuen Schnellfeuer-Feldgeſchützes. Da-
mals war die Vorlage dem Reichstag auch noch nicht zugegangen,
als bereits bei Krupp mit Anſpannung aller Kräfte, ſogar unter
Zuhilfenahme der Sonntage, an der Fertigſtellung der Schnell
feuergeſchütze gearbeitet wurde. Der gute Krupp rüſtete damals
angeblich „auf eigenes Riſiko“; dieſes Kruppſche „eigene Riſiko“
wird wohl auch bei der Neuarmierung der Feldartillerie ge
fällige Dienſte leiſten.

Die Krupp-Offiziöſen ſind jedoch loyal genug, auf die fran
zöſiſche Geſchützkonſtruktion nichts kommen zu laſſen. Das Ge-
ſchäftsrenommee verlangt es ſo, daß auch die Rohrrücklauf-Ge-
ſchütze der franzöſiſchen Kruppkanonen ſolide Arbeit ſeien aber
der Patriotismus gebietet, daß die deutſchen Beſtellungen noch
beſſere ſeien. Zugleich wird zugegeben, daß die gänzliche Um-
bewaffnung unſerer Artillerie „nur noch eine Frage der Zeit“
iſt und daß neben den Verſuchsgeſchützen für die deutſche Ar-
tillerie auch noch Geſchütze für das Ausland in Arbeit ſind.Die Firma Krupp kann alſo ohne Gefahr „auf eigenes Riſite-

arbeiten wenn der deutſche Moloch ihr die Artikel nicht abneh-
men ſollte, wird das Ausland Verwendung dafür haben. Heißt
ein Geſchäft!

Zur neuen 12000 Mark Affaire.
Die Nordd. Dementiermaſchine hat wieder einmal Arbeit be-

kommen. Aber auch diesmal iſt das Dementi, wie ſchon ſo oft,
recht unglücklich ausgefallen. Jn Bezug auf die Mitteilungen
des Baſeler Volksblattes, wonach dem verſtorbenen Pro-
feſſor Kraus vom Reichskanzleramt 12000 Mark ausgezahlt
worden ſeien, ſtellt nämlich die Nordd. Allg. Ztg. offiziös feſt,
daß dem Profeſſor Kraus von Reichs wegen eine Summe von
12000 Mark ausgezahlt worden ſei ſelbſtverſtändlich nicht für
ſeine publiziſtiſchen Privatarbeiten, ſondern zu einer „Studien-
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geſchlagen wird, und wies als Beweis auf den Roman Das
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Baſeler Blatt hatte nämlich mitgeteilt, daß Profeſſor

Kraus die 12000 Mark für ſeine in der Allg. Ztg. er
lichten r erhalten ab r der Nordd. u
muß a Gewährung der geben und dabeiiſt d Ausrede „zu einer Studienreiſe“ eine recht ungeſchicte.
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Kongreß zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten.

Ueber die Wohnungsfrage nnd die Verbreitung der Ge
ſchlechtskrankheiten berichtete am 2. Kongreßtage Phyſikus
Dr. Pfeiffer Hamburg in ſchlichter und doch packender Weiſe.
Der Wert ſeiner Mitteilungen beſteht darin, daß er als be
amteter Arzt durch Schilderung einer großen Zahl kraſſer Einzel
fälle die ungeheuerlichen ſittlichen Verhältniſſe der Wohnungen
der arbeitenden Klaſſe unſre ſchärfſte Kritik an dieſen Verhält
niſſen beſtätigte. Referent plädiert dann merkwürdigerweiſe
aber lediglich für Beſchaffung von Betten durch Armenpflege
und Wohlthätigkeit für Unbemittelte und für Beſchaffung von
weiterem Thatſachenmaterial durch den Verein. Dafür geht
Genoſſe Kampffmeyer als Korreferent mehr auf öffentlich-
rechtliche Abhilfsmaßregeln, auf ſtaatlichen und kommunalen
Wohnungsbau, Wohnungsinſpektion, Bauordnungen und Woh
nungs Verordnungen, ſowie auf die gemeinnützigen Bauge-
ſellfchaſten ein. Mit Hilfe reichen Materials, meiſt amtlicher
Herkunft, beleuchtet er auch die Förderung der Geſchlechts-
krankheiten durch das Schlafſtellenweſen, ſtädtiſche oder wenig-
ſtens gemeinnützige Logierhäufer zur Abhilfe fordernd. Kampff-
meyer erklärt dann die jetzige Wohnungsinſpektion zur Be
kämpfung der Geſchlechtskrankheiten für ungenügend; hier
müſſen die Krankenkaſſen Kontrolleure vielmehr hinzugezogen
werden. Gegen die Kaſernierung der Proſtitution nimmt der
Redner ſcharfe Stellung und kann ſich dabei auf eine Ver
öffentlichung der Dresdener Polizei berufen. Dagegen plädiert
er für Vorſchriften, nach denen die Vermietung von Zimmern
uſw. an Dirnen nur Leuten ohne unerwachſene Familienange-
hörigen geſtattet wird. Daran ſchließt er den Vorſchlag, alle
Verſonen mit Einkommen bis zu 2000 Mark der Kranken-Ver
ſicherung zu unterſtellen. Eine tiefgreifende Wohnungsreform
werde auch den Schmutz von Leib und Seele unſeres Volkes
waſchen.

Jn der Diskuſſion will Dr. Becher- Berlin zunächſt ein
billiges, gutes und leicht transportables Bett durch Abzahlung
verbreitet haben, das er erfunden hat. Logierhäuſer können
ſeiner Anſicht nach aus dem Reſervefond der Krankenkaſſen her
geſtellt werden, wenn die Kaſſen Bureauräume und ähnliches
hinein verlegen. Außerdem wünſcht er Erholungsftätten für
Geſchlechtskranke, ähnlich wie die Walderholungsſtätten.

Dann berichtet Prof. Neißer-Breslau, der ſeinen Vorſitzen
den-Poſten verläßt, über die Reglementierung der Proſtitution. Redner iſt für jede ſoziale Maßnahme, die gründ-

licher eingreift, will aber r doch einſtweilen nicht auf
die Reglementierung verzichten. Einiges hat dieſe ſeiner An
ſicht nach doch auch ſchon geleiſtet. Nur kann ſie den Kreis
der Proſtituierten noch lange nicht wirkſam faſſen, die Unter
ſuchungen können nicht gründlich genug vorgenommen werden,weil der Staat kein Geld für mehr Poligeirgte und die Ge-

meinden keines mehr für Krankenhäuſer haben uſw. Jn dieſer
Unvollkommenheit iſt die Reglementierung allerdings mehrſchädlich als nützlich. Von 40 Prozent erkrankter Proſftituierter

ſind höchſtens 3 Prozent in Behandlung.
Jn der ſich daran anſchließenden Debatte zeigte ſich im gap

zen Verlaufe, daß die Anhänger der Reglementierung V der
Mehrheit waren. Zunächſt befürwortete Dr. Elias-Mül-
hauſen die Kaſernierung. Dr. RichterPlauen wendet ſich
gegen die „Denkmäler der Schande“, aber merkwürdigerweiſe
nur gegen die im Zentrum der Städte, und verlangt ihre Ver-
legung an die Peripherie. Dann ſpricht er ſich gegen dieDirnenkaffeehäuſer und galante Weinkneipen aus und ſorderte

Einſchränkung des Alkoholgenuſſes. Prof. Fränkel- Halle
äußert ſich zu der vorliegenden Frage als Hygieiniker von Fach,
bekennt ſich als Anhänger einer energiſchen, konſequent durch-
geführten Reglementierung und führt zum Beweis für deren
gute hygieiniſche Wirkung einige Beiſpiele an. Es iſt ja er
klärlich und begreiflich, daß die Gegner der Kaſernierung von
Verletzung der Frauenwürde reden, dieſe datiert aber nicht von
dem Augenblick der ärztlichen Unterſuchung, ſondern von demTage des Verfalls an die Proſtitution. Den Frauenvereinen

falle eine hervorragende Aufgabe in der Richtung zu, daß ſie
ſich der Proſtituierten annehmen und ſie wieder einem ehrlichen
Erwerb zuführen. Dieſe Bemühungen würden ſicher nicht ver
geblich ſein denn zahlreich ſeien bekanntlich die Fälle, daß ehemalige Proſtituierte heirateten und dann geradezu iuſerheſe

Gattinnen wurden. Es ſprachen noch kurz Dr. Benario
und Prof. Fleſch-Frankfurt. Dann hielten die Referenten
das Schlußwort. Geheimrat Neißer ſchloß den Kongreß mit

„Wo wollt Jhr damit hin fragte er im trockenen Tone.
„Nun gut, zur Sache! mein Anliegen iſt das!“ antwortete

mutig Johann, „ich brauche Geld.“
Bei dieſer dreiſten Erklärung nahm die Phyſiognomie des

Archidiakonus plötzlich einen ſchulmeiſterlichen und väterlichen
Ausdruck an.

„Jhr wißt, Herr Johann, daß unſer Lehnsgut zu Tirechappe,
wenn man den Grundzins und die Einküufte von den einund-
zwanzig Häuſern in Bauſch und Bogen anſchlägt, nur neun-
unddreißig Livres, elf Sols und ſechs Heller Pariſer Geld
einbringt. Das iſt zwar um die Hälfte mehr, als zur Zeit der
Gebrüder Paclet, aber es iſt nicht viel.“

„Jch brauche Geld,“ ſagte Johann mit ſtoiſcher Ruhe.
„Jhr wißt, daß das geiſtliche Gericht entſchieden hat, unſere

einundzwanzig Häuſer hängen als völliges Lehen vom Bistum
ab, und wir könnten den Lehnseid nur dadurch loskaufen,
wenn wir dem ehrwürdigen Biſchofe zwei Mark vergoldetes
Silber im Werte von ſechs Livres Pariſer Geld zahlen. Nun,
dieſe zwei Mark habe ich noch nicht zuſammenbringen können.
Jhr wißt es.„Jch weiß, daß ich Geld jbrauche“, wiederholte Johann zum
drittenmale.

„Und was wollt Jhr damit machen
Dieſe Frage ließ einen Hoffnungsſchimmer in Johanns Augen

erglänzen. Er nahm ſeine ſchmeichelnde und ſüßliche Miene
wieder an.

„Glaubt mir, teurer Bruder Claude, ich werde mich in keiner
ſchlechten Abſicht an Euch wenden. Es handelt ſich nicht darum,
mir mit Euern Unzen in den Weinſchenken einen ſchönen Tag
zu machen, und in den Straßen von Paris mit meinem Lakaien,
cum meo laquasio, auf goldbrokatener Pferdedecke ſpazieren zu
reiten. Nein, Bruder, es handelt ſich um ein gutes Werk.“

„Was für ein gutes Werk?“ fragte Claude etwas überraſcht.
„Da ſind zwei meiner Freunde, welche für das Kind einer

armen Witwe vom Kloſter ein Wickelzeug kaufen wollen. Es
iſt ein Werk der Barmherzigkeit. Das wird drei Gulden koſten,
und ich möchte das Meinige dazu beitragen.“

„Wie heißen Eure beiden Freunde
Peter l'Aſſommeur und Baptiſt CroqueOiſon.“
Hm!“ ſagte der Archidiakonus; „das ſind Namen, die zu

einem guten paſſen, wie eine Donnerbüchſe auf einen

TTTTS S n. un 22Sicherlich hatte Johann die beiden Freundesnamen ſehr ſchlecht
gewählt. Er fühlte das zu ſpät.

„Und dann“, fuhr der ſcharfſinnige Claude fort, „was iſt das
denn für ein Kinderzeug, welches drei Gulden koſten ſoll, und
noch dazu für das Kind einer Kloſterwitwe. Seit wann haben
die Kloſterwitwen Kinder im Wickelbette

Johann begann noch einmal im vertraulichen Tone
„Nun gut, ja! ich brauche Geld, um heute abend Jſabeau-la-

Thierrye im Val-d'Amour zu beſuchen
„Elender Wüſtling!“ rief der Prieſter.

Avcyreu“ ſagte Johann.
Dieſes Zitat, welches der Student vielleicht aus Bosheit der

Wand der Zelle entlehnte, machte auf den Prieſter einen merk-
würdigen Eindruck. Er biß ſich in die Lippen, und ſein Zorn
erloſch in Schamröte. „Verlaßt mich“, ſagte er drauf zu Johann.
„Jch erwarte jemanden.“

Der Student wagte noch eine Anſtrengung.
„„Bruder Claude, gebt mir wenigſtens eine Kleinigkeit, um

eſſen zu können.“
„Wie weit ſeid Jhr mit den Deecretalien Gratians fragte

Dom Claude.
„Jch habe meine Hefte verloren.“

f r weit ſeid Jhr mit den lateiniſchen Humanitäts
tudien

„Man hat mir mein Exemplar des Horatius geſtohlen.“
„Wo ſteht Jhr im Ariſtoteles
„Meiner Treu! Bruder, wer iſt doch jener Kirchenvater, der

da ſagt, die Jrrtümer der Ketzer hätten zu allen Zeiten das
Buſchwerk der Ariſtoteliſchen Metaphyſik als Schlupfwinkel be-
nutzt Ariſtoteliſches Heu! Jch will mir nicht meine Religion
an ſeiner Metaphyſik zerfetzen laſſen.“
„„Junger Menſch“, fuhr der Archidiakonus fort, „beim letzten

Einzuge des Königs befand ſich ein junger Edelmann, mit Namen
Philipp von Comines, der auf der Schabracke ſeines Pferdes
die geſtickte Deviſe trug, die ich Eurem Nachdenken empfehle:
„Qui non laborat, non manducet,

Der Scholar ſchwieg einen Augenblick, den Finger am Ohre,
das Auge an den Boden geheftet, und mit erzürnter Miene.
Plötzlich kehrte er ſich mit der lebhaften Geſchwindigkeit einer
Bachſtelze nach Claude hin.
5) Lateiniſch: Wer nicht arbeitet, ſoll nicht eſſen.

„Alſo, lieber Bruder, Jhr rn mir einen Pariſer Son,
um mir ein Stück Brot bei einem Bäcker zu kaufen

„Qui non laborat, non manducet.“
Nach dieſer Antwort des unbeugſamen Archidiakonus ver-

barg Johann das Geſicht in ſeinen Händen, wie ein ſchluch-
zendes Weib, und ſchrie mit dem Ausdrucke der Verzweiflung:
Orororororor!
„Was ſoll das denn heißen, Burſche fragte Claude, von

dieſer Albernheit überraſcht.
Nun wohl, was ſagte der Student, und er richtete auf

Claude wieder die frechen Augen, in die er eben ſeine Fuſte
gedrückt hatte, um ihnen die Rötung von Thränen zu geben.

„Das iſt griechiſch! Es iſt ein Anapäſt des Aeſchylus, welcher
auf das vollkommenſte ſeinen Schmerz ausdrückt.“

Und hierbei brach er in ein ſo närriſches und heftiges Lachen
aus, daß er auch dem Archidiakonus ein Lächeln abnötigte. Es
war in der That Claudes Schuld warum hatte er dieſen Buben
ſo ſehr verzogen

„Ach! lieber Bruder Claude“, fuhr Johann, von dieſem
Lächeln ermutigt, fort, „ſehet einmal meine durchlöcherten Halb
ſtiefeln an. Giebt es einen tragiſchern Kothurn in der Welt, als
Stiefeln, deren Sohlen die Zunge herausſtecken

Der Archidiakonus hatte plötzlich ſeinen urſprünglichen Ernſt
wieder gefunden.

„Jch werde Euch neue Stiefeln ſchicken, aber kein Geld.“
„Nur einen armen kleinen Sou, Bruder“, fuhr demütig bittend

Johann fort. „Jch werde den Gratian auswendig lernen ich
will gern an Gott glauben ich will ein wahrer t Wgara an
Wiſſen und an ſein. Aber einen kleinen Sou, wenn
ich bitten darf! ollt Jhr, daß mich der Hunger mit ſeinem
Rachen verſchlingt, der da klaffend vor mir ſteht. und r
ſtinkender und „tiefer iſt, als ein Tartarus, oder als die Naſe
eines Mönches?

(Fortſetzung folgt.)

Heiteres.
O, dieſe Kinder! Der kleine Moritz (im Theater, beim

Auftreten eines Betrunkenen): „Du, Mama, den ſpielt der
Papa beſſerl“
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Die Budgetkommiſſion des Abgeorduetenhauſes be
ſchäftigte ſich geſtern mit der Oſtmar äg für die Lehrer
und in Höhe von 120 reſp. 200 M. Ein Antrag,
eine feſte penſionsfä i ährliche Zulage von 300 M. zu ge
währen, wurde im 9 auf die ſchwierige Finanzlage des
Staates abgelehnt und die Poſition unverändert g

Gegen die Aufhebung des S 2 des Jeſuitengeſetzes
wird auch Lübeck im Bundesrate ſtimmen.

Die Bewaffnung der deutſchen Kavallerie mit der Lanze
iſt kürzlich von uns in einem Artikel als unzweckmäßig, ja ge
radezu als gefährlich geſchildert worden. Wie richtig unſere Aus
führungen waren, beweiſt nachſtehende Meldung aus Roſen-
berg in Weſtpreußen: Ein ſchwerer Unfall ereignete ſich beim
Uebungsreiten der 2. Schwadron des Küraſſierregiments Nr. 5.
Dem Küraſſier Klein glitt die Lanze aus der Hand, und da
er das Pferd nicht ſofort halten konnte, drang ihm die
Lanzenſpitze tief in den Leib. An dem Aufkommen des
Verletzten wird gezweifelt.

Derartige Unglücksfälle gehören auf den Exerzierplätzen und
in den Reitbahnen der deutſchen Kavallerie durchaus nicht zu
den Seltenheiten.

Polizeiliche Geſetzeskenntnis im Kampfe gegen das
Polentum. Den Polen in Dolzig war es verboten worden,
in einem Saale eine Volksverſammlung abzuhalten, in der nach
der Anmeldung öffentliche Angelegenheiten“ beſprochen werden
ſollten. Die Polizeiverwaltung berief ſich auf S 10 II 17 des
Allgemeinen Landrechts, wonach die Polizei bekanntlich dazu
berufen iſt, die nötigen Vorkehrungen zur Aufrechterhaltung der
öffentlichen Ruhe und Ordnung und zur Abwehr von Gefahren
zu treffen. Jn dem Verbot ſtand nur der nackte Hinweis auf
8 10 II 17. Dem Einberufer, dem Arzt Dr. Kowalski, genügte
das nicht; er ging zum Herrn Bürgermeiſter und wollte wiſſen,
was in dem Paragraphen ſtehe. Da kam denn heraus, daß der
Herr Polizeiverweſer das ſelber nicht wußte, und ein
Exemplar des Landrechts war nicht aufzutreiben.
Es wurde zugegeben, daß das Verbot im höheren Auftrage
erfolgt ſei. Der Einberufer ging nun im Verwaltungsſtreitver-
fahren vor und ſiegte auch vor dem Bezirksausſchuß in Poſen.
Dieſer ſetzte die Verbotsverfügung mit folgender Begründung
außer Kraft: Bei dem Verbot ſei die Polizei, wie die Schrift-
ſätze ergeben, davon ausgegangen, daß in der Provinz Poſen
zur Zeit eine hochgradige Spannung zwiſchen Polen und
Deutſchen beſtanden habe und man mit der Möglichkeit hätte
rechnen können, es werde bei Abhaltung der Volksverſammlung
der Polen zu Störungen der öffentlichen Ruhe und Ordnung
kommen. Die Mehrheit des Bezirksausſchuſſes ſei jedoch zu
der Ueberzeugung gekommen, daß das Verbot rechtlich unzu
läſſig ſei. Wenn der Kläger zur Beſprechung öffentlicher Ange
legenheiten eine Volksverſammlung nach einem Saale einberief,
dann habe er damit ein verfaſſungsmäßig gewährleiſtetes Recht
ausgeübt. Dieſes Recht würde in unzuläſſiger Weiſe verkümmert
werden, wenn eine ſolche Verſammlung ſchon deshalb verboten
werden könnte, weil die Polizei glaube, aus ihrer Abhaltung
könnten Gefahren für die öffentliche Ordnung und Sicherheit
entſtehen. Eine ſolche Auslegung des 8 10 II 17 Allgemeinen
Landrechts, wie ſie von der Polizei vertreten worden ſei, würde
in politiſch bewegten Zeiten die Ausübung ver-
faſſungsmäßig gewährleiſteter Rechte ſtets vom
Willen der Polizei abhängig machen. Das dürfe aber

nicht ſein. nDie Polizeiverwaltung legte Reviſion ein und ließ ſich vor
dem Ober-Verwaltungsgericht am 13. März durch den Ber
liner Regierungsrat Jaswig vertreten. Den Kläger vertrat
Reichstagsabgeordneter v. Glebocki. Das Ober-Verwaltungs-
gericht beſtätigte die Vorentſcheidung, weil ſie einen Rechtsirrtum
nicht erkennen laſſe

Der geärgerte Herr Feldwebel. Von dem Kriegsgericht der
3. Diviſion in Stettin wurde der Felbwebel Sabin von
der 3. Kompagnie des Kolberger Grenadier Regiments (Star-
gard) zu vier Wochen mildem Arreſt verurteilt, während acht
Grenadiere je einen Tag Gefängnis erhielten. Sabin wohnt
in der Kaſerne zu Stargard und ärgerte ſich am Abend des2. Dezember, weit über ſeiner Stube gelärmt wurde. Er ging
der Urſache nach und ermittelte, daß einige Oekonomiehand-

werker angetrunken waren. Er zog einen derſelben aus dem
Bette, ſo daß dieſer mit dem Kopfe auf die Dielen aufſchlug
und ſich verletzte. Auch ſchlug er den Mann mit einem Feuer-
haken. Dann befahl er den Soldaten, den Mißhandelten zu
verhauen, was dieſe auch thaten. Zwei Mann hielten den Un-
glücklichen feſt und ſechs Mann hieben mit ihren Klopfpeitſchen
tüchtig darauf los. Der Gemißhandelte wurde ſo zugerichtet,
daß er ins Lazarett gebracht werden mußte; dort fand er Auf-
nahme wegen eines „Halsleidens“. Dadurch kam die Sache
zur Anzeige. Das Gericht ließ ganz unerklärlicherweiſe mil-
dernde Umſtände gelten und erkannte auf obige Strafe.

Gräfliches Standesbewußtſein. Jn Burgfarrnbach,
einem kleinen mittelfränkiſchen Pfarrdorfe unweit Fürth, beſitzt
ein Graf Pückler ein Schloß. Zur Beſeitigung ſeiner finan
ziellen Schwierigkeiten etablierte er, worüber wir bereits vor
einigen Wochen berichteten, eine „Sparkaſſe“ für die umwohnen-
den Bauern, Handwerker und andre ſparſame Leute. Um dieſe
an ſich heranzuziehen, verzinſte der Herr Graf die eingezahlten
Gelder mit 4/2 Proz., während die Banken und ſtädtiſchen
Sparkaſſen der Umgegend nur 3 Proz. zahlen. Es fanden ſich
auch genug Leute, die es ſich zur Ehre rechneten, ihre Erſpar-
niſſe dem Herrn Grafen einhändigen zu können, ſo daß auf
dieſe Weiſe anderthalb Millionen Mark, davon allein aus der
nächſten Umgebung von Burgfarrnbach eine halbe Million
„aufs Schloß“ getragen wurden. Bald wurden jedoch Gerüchte
laut und immer lauter, daß der Burgfarrnbacher Graf in
Zahlungsverlegenheiten geraten ſei, worauf zuerſt mit Klage
drohungen geantwortet wurde, worauf Vertröſtungen auf einen
gütlichen Ausgleich folgten, die darin beſtanden, daß den
Gläubigern verſprochen wurde, ſie würden mit Hilfe eines
Bruders des Grafen alle Gelder zurückgezahlt erhalten. Die
Verhandlungen im gräflichen Hauſe ſind nun beendet, aber das
Reſultat iſt, daß die Gläubiger jetzt beſtimmt wiſſen, daß alles
rettungslos verloren iſt. Die Verſtändigung ſcheiterte daran,
daß der Bruder des Burgfarrnbacher Grafen eine bürgerliche
Dame geheiratet hat. Der Bruder verlangte nämlich das Zu
geſtändnis zur Erbberechtigung. Darauf ging der Burgfarrn-
bacher Graf wegen ſeiner unebenbürtigen Schwägerin nicht
ein. Sein ſtandesbewußtes Gewiſſen wäre dadurch ſchwerer
belaſtet worden, als wenn durch ihn eine große Anzahl Ver
trauensſeliger um Hab und Gut gebracht werden. Den
Gläubigern wird nun nichts andres übrig bleiben, als ſich mit
einer Abfindung von drei Prozent ihres Guthabens zu be
gnügen. Denn die Beſitzung des Grafen iſt ein Fideikommiß
und wird ihm durch ſtandesherrliche Vorrechte geſichert. Er
wird alſo in Zukunft noch ſehr anſtändig zu leben haben,
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wenn die ehe auch nichts mehr vor ſollten.t a ihe kleiner Lente iſt atte an den

Ausland.
Frankreich. Ex miniſter Millerand entwickelte in einer

in Vierzon abgehaltenen Verſammlung der ſozialiſtiſchen Föde-
ration des Departements Cher das Programm der ſozialiſtiſchen
Reformpartei. Er ſprach ſich für Abſchaffung der Entſchädigung
bei Expropriation aus, ferner für Verſchwinden der verſchiedenen
Stände und für Umbildung des Eigentums. Alles das, weil
es die Emanzipation der Arbeiter zum Zweck habe. Die ſozia-
liſtiſche Partei müſſe, ebenſo wie ſie an der inneren Politik teil-
nehme, ſich auch bei den Fragen der äußeren Politik beteiligen.
Sie müſſe bei Reformen politiſcher und ſozialer Art in erſter
Reihe ſtehen und beſonders für Trennung der Kirche vom Staat
eintreten. Endlich ſprach Millerand ſich für die Anſchauung
des gegenwärtigen Miniſteriums aus, das zur Zeit der Auf-
hebung des Kultusbudgets abgeneigt ſei.

Das Programm des Reformmenſchen Millerand geht ſelbſt
ſeinem Freunde Jaures wider den Strich. Jn einem Leitartikel
der Petite Republique wendet er ſich gegen dasſelbe, allerdings
in höflichſter Form. Auch Jaures hält jetzt große Verſamm-
lungen ab, in denen er ſein ſozialiſtiſches Programm darlegt.

Maſſendeſertionen. Zwei Soldaten der Kolonial-
infanterie, welche im Spital zu Marſeille untergebracht waren,
ſind ſeit geſtern flüchtig. Jn Rochefort deſertierten ebenfalls
neun Soldaten.

Belgien. Der „Attentäter“ Rubino, welcher bekannt-
lich gegen das Urteil, das auf lebenslängliches Zuchthaus
lautete, Reviſion eingelegt hatte, erhielt vom Kaſſationshofe den
Beſcheid, daß die Reviſion verworfen ſei.

Schweiz. Der Zolltarif angenommen. Am Sonn-
tag hat in der ganzen Schweiz eine Volksabſtimmung über den
Zolltarif ſtattgefunden, an der ſich 550 000 Mann von 700000
ſtimmberechtigten Schweizern beteiligt haben, d. h. 80 Prozent
der Stimmberechtigten, ein Prozentſatz, der bisher annähernd
nur in Zeiten höchſter politiſcher Erregung erreicht worden iſt.
Der Zolltarif wurde mit 326 588 gegen 222 890 Stimmen
angenommen. Nur ſieben Kantone verwarfen den Tarif, die
anderen 14 haben ihn angenommen.

Die Agrarier und induſtriellen Hochſchutzzöllner haben mit
einer Mehrheit von über 100 000 Stimmen geſiegt. Der Ein-
fluß der agrariſchen Phraſe iſt eben noch ſehr ſtark in der
Schweiz, wo die Landwirtſchaft noch eine große Bedeutung in
der Geſamtproduktion hat. Dazu kam das Geſchrei der Unter
nehmer über die hohen Zölle des deutſchen Zolltarifs. Ein
Uebel zieht das andere nach ſich, das böſe Beiſpiel des Aus-
landes iſt der Reaktion im Lande ſtets eine willkommene Ent-
ſchuldigung ihres eigenen Thuns.

Jmmerhin wird die Agitation, die der Abſtimmung voran-
ging, nicht umſonſt geweſen ſein ſie wird manchen zur Er-
kenntnis geführt haben, und daß dieſe Erkenntnis allgemeiner
werde und ſchließlich die Mehrheit des Schweizervolkes umfaſſe,
daran werden unſere Schweizer Genoſſen, unbeirrt durch dieſe
verlorene Schlacht, unentwegt weiter arbeiten.

Oeſtreich. Schergendienſte für die ruſſiſche Polizei
haben die öſtreichiſchen Behörden in ganz Galizien während der
letzten Tage geleiſtet und dadurch eine lebhafte Proteſtbewegung
unter der Bevölkerung hervorgerufen. Jn Lemberg hat die
Polizeibehörde eine für Montag abend anberaumte ſozialdemo-
kratiſche Verſammlung verboten, in welcher gegen die im Jn-
tereſſe der ruſſiſchen Behörden vorgenommenen Hausſuchungen
und Verhaftungen in Galizien proteſtiert und eine Sympathie-
Kundgebung für die ruſſiſchen Sozialiſten beſchloſſen werden
ſollte.

Dänemark. Ein verräteriſcher Angriff auf das
kommunale Wahlrecht. Die Antiſozialiſten haben eine
Adreſſe an die Regierung zirkulieren laſſen, worin dieſe auf-
gefordert wird, ſofort ein Geſetz über die Einführung des Pro-
portionalſyſtems bei den Stadtverordnetenwahlen in Kopen-
hagen auszuarbeiten. Die Proportionalwahl iſt eine alte
Forderung der Demokratie, die jedoch früher von den Konſer-
vativen, als dieſe noch die Mehrheit in Kopenhagen hatten,
höhnend zurückgewieſen wurde. Jetzt allerdings, wo ſie im
Stadtparlament nichts mehr zu ſagen haben, ſind ſie anderer
Meinung geworden. Während aber die Sozialdemokraten und
die liberalen Demokraten dieſe Forderung ſtets mit der auf
Einführung des allgemeinen Wahlrechts verbunden haben,
wollen ſich die „Antiſozialiſten“ mit dem Proportionalſyſtem
allein begnügen. Das kommunale Wahlrecht in Kopenhagen
iſt jetzt an eine Steuerleiſtung für ein Einkommen von mindeſtens
1000 Kronen geknüpft. Ungefähr 8000 Bürger, die ein Ein-
kommen von 800 Kronen verſteuern, und eine gleiche Anzahl,
die ihres geringen Einkommens wegen keine Steuern zahlen,
zuſammen 16000 Folkethingswähler, haben in der däniſchen
Hauptſtadt kein kommunales Wahlrecht. An dieſen Verhält-
niſſen wollen die Verfaſſer der Adreſſe nichts ändern. Die
Adreſſe, die in aller Heimlichkeit vorbereitet wurde, weiſt
65 Unterſchriften auf, darunter auch die einzelner Liberaler.
Politiken warnt alle „guten Linkenmänner“, das Papier zu
unterſchreiben, und meint, daß die wenigen ihrer Parteigenoſſen,
die ſchon unterſchrieben hätten, getäuſcht worden wären und
mit Schrecken gewahr werden würden, daß ſie unter die Kon-
ſervativen geraten ſeien.

52- Bürger in Kopenhagen, Sozialdemokraten und Liberale,
laden dem Schachzug gegenüber zur Unterzeichnung einer Adreſſe
an die Regierung und den Reichstag ein, worin verlangt wird,
daß erſtens das kommunale Wahlrecht allgemein gemacht werde,
und daß zweitens das Proportional-Wahlſyſtem eingeführt
werde. Jn der Adreſſe, die ein Gegengewicht gegen die der Reak-
tion auf Einführung des Proportionalſyſtems unter Beibehaltung
des 1000 Kronen-Zenſus bilden ſoll, wird darauf hingewieſen,
daß der jetzige Regierungschef in ſeiner Programmrede am
4. September 1901 dem Volke das allgemeine kommunale
Wahlrecht verſprochen hat und dieſe große Reform unter den
Aufgaben der Regierung an erſter Stelle nannte.

Bulgarien. Die aufgelöſten macedoniſchen Orga-
niſationen haben ſich neuerdings unter dem Titel „Wohl-
thätigkeitsvereine“ organiſiert.

Afrika. Zur Lage in Marokko. Die Köln. Ztg. meldet
aus Madrid: Der Berichterſtatter des Liberal telegraphiert aus
Tanger, die Rückkehr der Truppen nach Fez ermutige die Auf-
ſtändiſchen. Buhamara fährt fort, Aufrufe nach allen Rich-
tungen hin zu verſenden und macht lebhafte Propaganda. Einige
von dem Kriegsminiſter eben unterworfene Stämme erklärten
ſich wieder für Buhamara, der ankündigte, daß er vorläufig
keine größeren Kämpfe beſtehen wolle, ſondern den Sultan auf
andere Weiſe zu ſchwächen beabſichtige, bis deſſen Anſehen im
ganzen Lande untergraben ſei. Die Revolution iſt heute wieder
ſo ſtark wie im Anfange.

e

F. 4 e
Solkizeikliches und Gerichtkiches.

s Als Schildbürgerſtreich und Kapitaldummheit hatte die
Bergiſche Arbeiterſtimme die aus Verſehen erfolgte Ab-
lehnung des ſtädtiſchen Geſamtetats in Solingen bezeichnet.

om ndggricht berfeld wurde dafür der verantwortliche
edakteur, Genoſſe Dittmann, zu 500 Mark Geldſtrafe ver

ie beleidigte Zeitung. Unſer Solinger Parteiblatt,
die Bergiſche c die in einer erfreulichen Ent
in begriffen iſt, führt einen lebhaft Kamt diedortige bürgerliche Lokalpreſſe. Dieſe Preſſe erge t V noch
berühmten Waſchzettelmuſtern fortgeſetzt in den rüpelhafteſten
Angriffen auf, die Sozialdemokratie, weshalb die Arbeiterſtimme
ſie ſtets ſo kräftig auf die Finger klopft, Jeß ſie endlich, ratlos
geworden, den „großen Bruder“ zu Hilfe rief. Der Verleger
eines ſolchen Blattes, des Tagesanzeigers, ein Herr Voſſen,
klagte gegen den verantwortlichen Redakteur der Arbeiterſtimme,
Genoſſen Dittmann, wegen Beleidigung. Es handelte ſich
um drei Artikel der Arbeiterſtimme. Jn dem erſten wurde eine
Heiratsanzeige des Tagesanzeigers als Kuppelinſerat kritiſiert,
dann wurde das Blatt als elendes Preßgeſindel bezeichnet undſchließlich von ihm geſagt, daß es ſich bei den Kriegervereinen
anzuſchmarotzen ſuche. Der Namen des Herrn Voſſen oder
irgend einer anderen Perſon war in den Artikeln nicht genannt
und auch keinerlei Andeutung darin enthalten, daß eine Perſon
emeint ſei. Herr Voſſen iſt auch nicht etwa Redakteur des

Blattes, ſondern nur Mitinhaber und Geſchäftsführer der Druck
firma, die das Blatt verlegt.

Trotzdem erkannte das Gericht gegen Dittmann wegen Be
leidigung des Herrn Voſſen auf fünf Wochen Gefängnis und
150 M. Geldſtrafe

Drei andere Beleidigungsklagen gleichen Kalibers von den
Verlegern anderer Blätter, deren eines ſich durch die Bezeich-
P Jntelligenzblatt ſelber verſpottet, ſchweben noch gegen
Dittmann.

Barteinachrichten.
Genmteindewahlen. Jn Lockſtedt in SchleswigHolſtein

wurden in der dritten Klaſſe 2 Parteigenoſfen, davon einer neu
gewählt. Jn Penig in Sachſen wurde bei einer Erſatzwahl
der ſüpite Sozialdemokrat in das Stadtverordneten-Kollegium
gewählt.

Gewerßſchaftliches.
Beſonders nützliche Elemente. Jn Brüſſel traten ſämt-

liche Steindrucker einer größeren lithographiſchen Anſtalt wegen
Lohndifferenzen in Streik. Der Prinzipal reiſte nach Leipzig,
um Streikbrecher zu werben. Nur einer fand ſich bereit, an
ſeinen Kollegen zum Verräter zu werden und ſich nach der
Denkſchrift zum Zuchthausgeſetze als „beſonders nützliches Ele
ment“ zu erweiſen. Freilich war ihm früher das Malheur
paſſiert, aus dem Verbande wegen Veruntreuung von Verbands-
geldern ausgeſchloſſen zu werden. Er ließ ſich von dem Brüſſeler
Prinzipal das Reiſegeld geben, und als er's in der Taſche hatte,
h r nicht nach Brüſſel ſondern verbrauchte das Reiſegeld
für ſich.

Gerichtsſaal.
Strafkammer.

Halle, 14. März.
Rätſelhaft erſchien die That des erſt 14 jährigen Haus

burſchen Paul Werner von hier, der wegen fortgeſetzten
ſchweren Diebſtahls und Nötigung angeklagt war. Der un
beſtrafte Angeklagte, der ſich bisher gut geführt hat, war ſeit
Oſtern v. J. in dem Eſchen Geſchäft in der Gr. Steinſtraße
als Hausburſche thätig. Durch den Verkehr mit ſchlechter Ge
ſellſchaft ſoll der Angeklagte, wie ſein Vater angiebt, verführt
worden ſein. Er habe ſeinen Sohn gut erzogen und könne ſich
nicht erklären, wie derſelbe in ſolcher Weiſe auf Abwege geraten
könnte. Seit September v. J. kamen in dem Lager und in
der Ladenkaſſe des E. ſchen Geſchäfts Differenzen vor, ohne den
ſelben auf die Spur zu kommen. Es wurde nachts aufgepaßt,
kam aber niemand. Hieraus gewann man die Ueberzeugung,
daß nur der Hausburſche der Dieb ſein konnte. Eines Tages
wurde der Angeklagte dann von Frau E. im Laden überraſcht,
als er ſchon Geld aus der Ladenkaſſe genommen hatte. Er war
darüber erboſt und packte Frau E., während dieſe ſich um
wandte, von hinten am Halſe, warf ſie zu Boden, und ſte
ihr, als ſie Hilfe ſchreien wollte, ein Taſchentuch in den Mund.
Als Frau E. dann dieſes Tuch herausgezogen hatte, ſteckte er
ihr ein Stück Spitze in den Mund, welches er aber erſt auf die
beſtimmt gegebene Zuſage, er, der Angeklagte ſolle wegen der
That nicht angezeigt werden, herauszog. Der Angeklagte ſagte,
er wiſſe nicht, wie er eigentlich zu dem Ueberfall gegen Frau E.
gekommen ſei. Kragen, Hemden und Jacken im Geſamtwerte
von etwa 50 Mk. genommen und aus der Ladenkaſſe mit einem
nachgemachten Schlüſſel mehrere Mark entwendet zu haben,
gab er zu. Der Staatsanwalt war der Meinung, der Angriff
auf Frau E. grenze an einen räuberiſchen Ueberfall und be
antragte gegen den Angeklagten eine Geſamtſtrafe von vier
Jahren Gefängnis. Das Urteil lautete auf 2 Jahre Gefängnis
mit dem Hinweiſe, daß beſonders die wegen Nötigung verhängte
Strafe hoch bemeſſen ſei, da der Angeklagte die Frau E. erſt
losgelaſſen, als ſie ihm verſprochen habe, die Sache nicht an
zeigen zu wollen. Der Angeklagte habe gewaltſam ein Ver-
ſprechen abringen wollen, und damit, obwohl er bisher un-
beſtraft iſt, erſt ſeine wahre Natur gezeigt, hieß es in der Urteils-
begründung.
Ebenfalls erhebliche Strafe wegen Untreue und Unter-
ſchlagung erhielt der Buchhalter Hermann Stolle von hier,
der aus der Unterſuchungshaft vorgeführt wurde. Der Ange-klagte war gerichtlich zum Zwangsverwalter eines Hauſes Hohe-

ſtraße 18 (Beſitzer Kneuſel) beſtimmt und hatte 511 Mk. Miete,
die er im Januar und Februar d. J. eingezogen hat, nicht ab
geliefert, ſondern für ſich verwendet. Er räumte die That ein
und gab an, den Betrag von 511 Mk. ſeinem Freunde geborgt
zu haben. Der Fehlbetrag iſt aber nachträglich gedeckt und die
Gläubiger ſind befriedigt worden. Beantragt wurden 6 Monate
Gefängnis erkannt wurde auf 4 Monate, wovon drei Wochen
durch die Haft als verbüßt erklärt wurden.

BVedingte Verurteilung erfolgte in der Sache des 13 jäh-
rigen Schulknaben Arthur Thielemann, früher hier, gegen
wärtig in Bismarck, Kreis Stendal. Der Junge, der im
Dezember v. J. von ſeinen per nicht genügend beauf-
ſichtigt wurde, hatte ſich damals drei Wochen lang herumgetrie-
ben, in Strohdiemen genächtigt und auf dem hieſigen Weih-
nachtsmarkt mehrere Gegenſtände, wie Schuhe, Hoſenträger,
Spielkarten u. ſ. w. entwendet. Auch lieferte er ein Porte-
monnaie, das er gefunden hatte, nicht ab. r befindet
er ſich bei einem Schneidermeiſter in Bismarck und beträgt ſich
dort ſehr gut. Der Staatsanwalt beantragte gegen den Jungen
einen Monat; das Gericht erkannte auf drei Monate Gefäng
nis. Als dem Knaben mitgeteilt wurde, daß er die Strafe
jedoch nicht abzubüßen brauche, wenn er ſich innerhalb der
nächſten zwei Jahre gut führe, gab er erſt dem Staatsanwalt
und dann den ſämtlichen Richtern die Hand und verabſchiedete
ſich in der freundſchaftlichſten Weiſe.

Achtung, Gewerkſchaften
Der Jahresbericht des Arbeiter-Sekretariats iſt

ſeit 8 Tagen erſchienen. Die beſtellten Berichte können ſeitens
der Gewerkſchaften im Arbeiter-Sekretariat abgeholt werden.

Die Aufſichtskommiſſion.

Verantwortlicher Redakteur: Robert Fette in Halle.
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dieses relimunaigen,nungen ehnten,immer wieder verlangt. Ein ſeder Bier Konsument sollte sich die Vorteile, welche ihm mit
diesem Biere geboten werden, zunutre machen; hat er doch bei diesem keinerlei hohe Risen
dahntracht, Zoll, ingleichen hohe Vertriebsspesen, wie bei echten bairischen Bieren, welche
hauptsächlich der Konsument dezahblt, zu tragen. Empfehle Ihnen das Bier in garantiert
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Merseburg.

Original -Flasehen-Fullung Brauerel-
Halle a, S., Februar 1903. Telephon No. 361.

Friedr. Günther Bierbrauere
Abaug und orbitte gefl. Aufträge.

Hochaehtend

j.

Mittwoch den 18. März abends 8 Uhr in der „Funkenburg“ F e F b köffentliche Volksversammlung. r Jeinschmecker
6 t 38 4 ordnu 8 g z u egre Bedeutung des 18. März. Referent: r re e t e e Eblefst Lindes flüssige Kaffee-Essen?.

Weissenborn bei Droyssig. Einzig dastehender Kaffee-Zusatz! Verbessert jeden Kaffee e
Son v den 22. März nachm. 3 Uhr im Gaſthof des Herrn Rothe Giebt jedem Kaffee eine schöne farbe!

ſe ukliche Polkope rſammlun g. Wenn Sie Lindes füssige Kaffee-Essenz als Zusatz zum Bohnenkaffee nehmen, dann brauchen

Sie nur die Hälfte Bohnenkaffee, weil Lindes Hüssige Kaffee-Essenz sehr ausgiebig ist.

Falonhumoriſt mit ſgnen S lager derbü enS Walhaſſa- Theater. et l Jee Direktion Rienard Hubert. mime „Das Voraauberte Hansa Hausſegen,
Zu beziehen durch alle Austräger und die Ab 16. März 1903. Lieberſanc rV olksbn ch andlung, Großes Attraktions Programm lebende Photographien neue Schachſpiele

Geiſtſtr. 21, I. Hof rechts. G iel Abreißkalender
z h e m MärchenbücherMärz Hummer empfiehlt dieGehrönte häupter. ppler. Ponillon

Tagesordnung: Rückblick auf die Thätigkeit des Reichstages. Re
ferent: Arbeiterſekretär Genoſſe Güldenboerg, Halle. De Diskuſſion.

Alle Männer und Frauen ſind eingeladen. er Einberufer.

beiter-Radfahrerverein Freie Radler

Mittwoch den 18. März in Wagners Reſtaurant, Voigtſtraße

außerordentliche Verſammlung.
Radfahrer, welche dem Verein beitreten wollen, werden gebeten, ſich

Der Vorſtand.dort einzufinden.

Konsumverein Trehnitz bei Luckenau.
Wir machen unſern Mitgliedern bekannt, daß unſere nächſte

Jnventur am 1. April ſtattfindet, bis dahin müſſen ſämtliche
Marken abgegeben ſein. Gleichzeitig teilen wir mit, daß unſere
Lagerhalterſtelle beſetzt iſt.

Der Vorſtand. 4. Viertel.
Der Wildſchütz Am Riebeckplatz, nächſte Nähe des

2 t H tB S.Konsumverein für Streckau und Vmgeq. ne jan u r Schultorniſter,
E. G. m. b. H.

Sonntag den 22. März 1903 nachmittags 43 Uhr im Saale des
Herrn Zauſch zu Streckau

außerordentl. Heneral-Verſammlung.
1. Ankauf eines Grundſtücks und Beſchlußzfafſung darüber.agesordnung:

2. Geſchäftliches.
Der Vorſtand.

Albin Gabler. Franz Nitzſche. Albert Eitner.

Sie Können sogar einen bülligeren Bohnenkaffee verwenden,
Essenz den Kaffee verbessert!

well Lindes Hüssige Kaffee-

F Also doppelte Ersparnis!
Lindes flüssige Kaffee-Essenz ist cotffeinfrei, daher nicht gesundheitsschädlich!

Ein Kleiner Löffel voll Essenz genügt auf

1 Liter (6 Tassen) Kaffee! 1/2
Preis: Flasche: 200 gr 50 Pf.

Zu haben in allen Kolonialwarenhandlungen!

P Mnher

Direktion: Gustav Poller.

Stadt-Theater in Halle a. S.
Direktion M. Richards.

Mittwoch den 18. März 1903
Abends 7 Uhr:

180. Vorſt. i. Ab. 117. Vorſt. i. F.Ab.
Farbe weiß.

Gaſtſpiel von

J. van Sdens
gr. vpauischen Sportat

ausgeführt von 2 Damen, 2 Herren
I. 2 8paxuischen Rievengtieren,

Cine Dreſſur einzig auf der Welt exiſtieren

Außerdem das übrige brillante
Programm

Donnerstag den 19. März 1903
Abends 7/2

181. Vorſt. i. Ab. 65. Vorſt. auß. F.Ab.
g Je des 25 jährigen Künſtl
ur er de jährigen KünſtlerJubiläums des Regiſſeur

t Berend.Rothen m ken Mann

Mein Leopold

Reißzeuge,

Tuſchkaſten,

Poeſie-Albums,

Schultaſchen,

Schulbücher,

Federhalter,
Bleiſtifte,
Schiefertafeln,

e Clever Pieeolo mit i rSoeben erſchien Xeues Zneater le wiſchen Stene: T Portemonnaies,
Die reich illuftrierte Direktion E. M. Mauthner 772 t 57777 Rechenmaſchinen,

Mär? Zeitung.

Zur Naturgeſchichte des Abſolutismus.
Katharina II. von Rußland. Konfisziert geweſen.
Auguſt der Starke, Kurfürft von Sachſen. Konfisziert geweſen.

apſt Alexander VI.
arl Leopold von Mecklenburg.

Ludwig XV. von Frankreich.
hilipp II. von Spanien.
iedrich Wilhelm II. von Preußen.

einrich VIII. von England.
liſabeth von Rußland.

10. Louis Philipp von Frankreich.
11. Papſt Jnlius II.
12. Friedrich II. von Preußen.
13. aligula.
14. Ludwig XV. von Frankreich.
15. Wilhelm IV.

v W h

16. Jwan der Schreckliche von Rußland.
erome, König von Weſtfalen.
abella II. von Spanien.

19. ilhelm II. von Heſſen.
20. Nero.

Volksbuchhandlung, Geifſſtraße 21.

Zeitzer Bade- u. Massage- Anstalt
Peſtalozziſtraße. Gustav Seholz. talozziſtraße.zäiß Geöffunet von früh 7 Uhr bis abends 8 e zziſtraße

Täglich: Gaſtſpiel Gordon
Novität! W Lutti. M Novität!

Ensemble. Mr. Silvanmo in ſeinen
wunderbaren Leiſtungen auf der
Prachtpyramide. Ludwig Seitt,

Bedeutendſter Univerſal-Künſtler.
KRrothers Roston mit ihrem
ſenſationellen gymnaſtiſchen Akte.

Stetti Stettani, graziöſe Trans
formations-Tänzerin. Nareiss
Mertens. OriginalGeſangs Hu-

jmoriſt mit gänzlich neuem Repertoir.
Fower u. Clayton, american-

Grotesque-Acrobats. Originell und
urkomiſch. EGretl Reiner, Ty-
rolienne und Altiſtin mit neuen
Vorträgen. Ameriean BRios-
cope, Guillivers Reiſen.

Preis10Pfg.
iſt erſchienen und zu beziehen durch
die Austrägerinnen und die

Volksbuchhandlung,

Geiſtſtraße 21.

Papier- und Pappenabfälle
kaufen jeden Poſten

Kl. Brauhausſtr. 20.Gr. Ulrichſtr. 9 IWelt Fanorama, nachm 210 ühr Neue Erfurter Gemäse-
Rußland. tn Kennggfeier. u. Blumensämereien

Panoramg Wittenberg, felix Sioli
Grosse Brunnenstrasse 2,

elephon 2179.

Kartoffeln.
Wer wirklich eine feine rn

und fleckenreine Kartoffel eſſen will,
der bemühe ſich zu

Gartengeräte, Werkzeuge u.
Eiſenwaren empfiehlt

Paul Schneider, re eRari Senmigdt,
Brunnenſtr. 53.

äder kauft ſtetsMöbel, t Wiartt 34.

Schieferſpitzer,

Volksbuchhandlung,

Geiſtſtraße 21.

für 85 und 100 Mk. zu verFahrrad kaufen Karlſtr. 1, II I.

Tüchtigen Rockſchneider ſucht
C. Wagner, Unterberg 8, p.

Geübte Mäntelnäherinnen
finden dauernde und lohnende
Beſchäftigung.

ebr, Sernau-
Frdl. Wohnung Umſtände halber zu

verm. (65 Thlr.) wingerſtr. 23.
derr die traurige Nachricht, daß

uns der Tod unſere einzigen unver-

Dank.
Zurückgekehrt vom Grabe unſeres

teuren Entſchlafenen können wir nicht
unterlaſſen, allen die ſeinen Sarg ſo
reich mit Blumen ſchmückten und ihn
z letzten Ruhe geleiteten, unſern
nnigſten Dank auszuſprechen.

Jm Namen Fmtl. Hinterbliebenen
Franz Riedel und Frau

Zeitz. Lina geb. Pohle.
Verlag und für die Jnſerare verautwortiich: Auguſt Groß. Druck der Halleſchen GenoſſenſchaftsBuchderucherei (E. G. mm b. H) Halle a. S.

I. Gold. Weintraube, 15. bis 21. Märzh gar Engen e Wohn ltember Salzkammer ut Ein Kinderwagen iſt zu verkaufen geil den w. R r23. Rudolf 1ä., Kaiſer von Deutſchland 9 Uleſtrafßze 9. eder vor ſo einem ſchweren Schickſals24. Chriſtian von Schweden. Vom 22.--28. Nordlandfahrt. 2. Zykl. rege bewahrt bleiben.25. Maria Thereſia von Oeſterreich. Andree's Expedition zum Nordpol. Zur Beachtung! Die tiefbetrübten Eltern, Aug Wußnigk
26. Leopold I. von Belgien. Jeden Mittwoch. Verſchiedene Korbwaren hat noch und Frau, Großmutter und Onkel.W Jedes Heft 20 Pf. W a ch e e ſt. billig zu verkaufen nen r neKar HellerZu beziehen durch die Steinweg 32. Eduard Kahnt, Prebnitz b. Imekenau,
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Der zweite allgemeine Kongreß der
Krankenkaſſen Deutſchlands.

Berlin, 15. März.
(Schluß des Berichts der Sitzung vom 15. März.)

Zur Verleſung kommt ſodann ein Proteſt der Kranken-
kaſſen-Angeſtellten. Dieſe haben in dieſen Tagen eine
Konferenz abgehalten ſie proteſtieren gegen die Ausführungen
des Herrn von Poſadowsky, daß ſie nicht die genügende Quali-
fikation beſäßen ſie geben ferner die Verſicherung ab, daß ſie
mit den Kaſſenvorſtänden in der Bekämpfung der Novelle einig
ſind. Es folgt nun das Referat des Herrn

Kohn- Berlin zur Aerztefrage. Der Referent läßt die
bekannten, von den Aerztetagen in Königsberg und Berlin auf-
geſtellten Forderungen Revue paſſieren und kommt zu dem
Schluß daß denſelben entſchieden entgegengetreten
werden müſſe. Beſonders müſſe die geſetzliche Feſtlegung
der freien Aerztewahl bekämpft werden ob dieſe Einrichtung
möglich und praktiſch ſei, hänge von den örtlichen Verhältniſſen
ab. Die Erhöhung der Taxe auf die von den Aerzten ge-
wünſchte Höhe würde die Krankenkaſſen aufs ungeheuerſte be
laſten ſo würden z. B. in Berlin anſtatt wie jetzt 23 Millionen
Mark dann 69 Millionen Mark an Arzthonorar zu zahlen ſein.
Von einer ſozialpolitiſchen Rückſtändigkeit zeuge es, wenn die
Aerzte verlangen, daß die Einkommen von über 2000 Mk. nicht
verſicherungspflichtig- bezw. berechtigt werden dürften. Die
Aerzte haben ſich beſchwert, daß ſie ſogen. Antrittsbeſuche machen
müßten. Auch er halte dieſe Beſuche für unwürdig, auf der
andern Seite zeige ſich hier aber doch der Standesdünkel der
Aerzte, die nichts einzuwenden hätten gegen die Rundgänge,
die ſie bei Stadtvätern und Fabrikherrn machten, wenn es ſich
um Anſtellung als Krankenhaus-, Schularzt oder in Betriebs-
krankenkaſſen oder dergl. handle. Korruption ſei in einzelnen
Fällen gewiß vorgekommen und er nähme die korrumpierten
Vorſtandsmitglieder durchaus nicht in Schutz, es frage ſich aber,
ob hier nicht die größere Schuld den gebildeteren und meiſt auch
beſſer ſituierten Arzt treffe. (Beifall.)

Redner unterbreitet folgende Reſolution:
Der zweite allgemeine Kongreß der Krankenkaſſen hat mit

Bedauern Kenntnis von der Thatſache genommen, daß die
Herren Aerzte in Denkſchriften, Zeitungsartikeln die Kaſſen-
vorſtände als Mittelpunkte der parteipolitiſchen Beſtrebungen
bezichtigt haben. Der Kongreß bedauert ferner, daß die
Debatten der Hamburger Jahresverſammlung nicht einmal
vermochten, die Aerzte von ihren rückſtändigen Forderungenbetr. der 000 M. Grenze abzubringen. Der Kongreß er-
wartet, daß ſich niemals Regierung und Volksvertretung zur
geſetzlichen Feſtlegung der freien Arztwahl bereit finden werden,
weil eine unerträgliche Belaſtung der Kaſſen die Folge wäre.
Die unabwendbare Konſequenz der freien Arztwahl wäre der
Zwang, Honorare nach dem Diktum der Aerzte zu zahlen.
reie Arztwahl iſt Sache der örtlichen Kaſſenverwaltungen.
u freien Kommiſſionen ſind die Kaſſen ſeither ſchon ſtets

ereit geweſen und ſind für Verbeſſerungen auf dem Gebiete
der Krankenkaſſenſtatiſtik ſtets zu haben.

Die Kaſſen werden jederzeit bereit ſein, berechtigten Forde-
rungen nachzukommen.
Ackermann (Rathenow) wendet ſich gegen die Forderungender Aerzte und weiſt an einer Reihe von Veiſpielei nach, daß

die ſtatinſchen Aufſtellungen der Aerzte über deren Honorare

den Thatſachen widerſprechen.
Wendtlant- Magdeburg ſpricht ebenfalls gegen die Forde-gern welche die Aerzte auf ihren Kopckeßen aufgeſtellt

aben.v SydoweBerlin weiſt darauf hin, daß man es gerade in

Berlin, wo die freie Arztwahl am ausgedehnteſten ſei, noch
nicht zur Familienbehandlung habe bringen können.

Tiſchendörfer-Berlin tritt für die Aerzte ein. Die Aus
dehnung der Unterſtützung auf 26 Wochen bedeute eine große
Belaſtung für die Aerzte. Die Pauſchalbezahlung hält er für
gleichbedeutend mit Akkordarbeit. Es ſei ein gutes Recht der
Aerzte, ihre Forderungen zu ſtellen er hofft, daß man denſelben
etwas wohlwollender gegenübertrete.

z ſeinem Schlußworte nimmt
ohn- Berlin Stellung gegen Tiſchendörfer, an wohl-

wollendem Entgegenkommen habe es nie gefehlt.Wendtlant Magdeburg bringt nachſtehende R eſolution ein:

Gegenüber den von den innerhalb der einzelnen Aerzte-
kammern zur Regelung der Honorarverhältniſſe gebildeten
Vertragskommiſſionen eingeleiteten Schritten zur Einführung der
Bezahlung nach Einzelleiſtungen nach den Sätzen der Ge-
bührenordnungen erklärt der heutige Krankenkaſſenkongreß,
ſei eine unabweisbare Pflicht der einzelnen Kaſſeneinrichtungen,
durch Gründung und Stärkung von Verbänden reſp. von
Zentralkommiſſionen von Bezirken der Landesverſicherungs-
anſtalten, den Beſtrebungen der Aerzte eine Kommiſſion ent-
gegen zu ſtellen, welche unter Wahrung der berechtigten An-
prüche der Aerzte die von dem einſeitigen Jntereſſe diktierten
nſprüche der Aerzte abzulehnen in den Stand geſetzt wird.

Die Reſolutionen Kohn und Wendtlant werden hierauf an-
genommen.

Der Bericht der Mandatsprüfungs- Kommiſſion ergiebt, daß
folgende Vertretungen anweſend ſind:

Delegierte Mitglieder
Orts Krankenkaſſen 709 686 3 454 261
Jnnungs Kaſſen 116 160 172 112Betriebs Ka en 168 151 272 727
Freie Hilfs-Kaſſen 107 131 758 578

1100 II28 4 757 678Außerdem ſind noch 71 Kaſſen durch 71 Delegierte ver-
treten, welche Angaben über die Zahl der Mitglieder ihrer
alen nicht machen konnten. Mandate waren nicht zu be-
anſtanden.

Zweiter Verhandlungstag.
Vormittagsſitzung.

hp. Eingetroffen ſind noch 3 Delegierte, die etwa 10000
Mitglieder vertreten.

Das Referat über die Stellungnahme zur Apotheken-
frage hat

Magnan-Berlin: Der Redner geht auf die Mißſtände ein,
welche durch das ſtaatliche Konzeſſionsweſen entſtehen, dem die
Apotheken unterworfen ſind, und welches zu einem Privileg der
Apothekenbeſitzer geführt habe. Dieſer Zuſtand habe zu einer
maßloſen Ueberteuerung der Medikamente geführt. Redner
geht ſodann auf den Kampf der Berliner Krankenkaſſen gegen
die Apotheken ein und kritiſiert das Verhalten der Behörden
bei dieſem Streit. Die Kaſſen müßten in die Lage verſetzt
werden, eigene Apotheken zu gründen, um dem durch die
Apothekenbeſitzer getriebenen Arzneiwucher ein Ende zu bereiten.

Er empfiehlt die Annahme einer Reſolution, in welcher ge-
fordert wird, daß den Krankenkaſſen geſetzlich die Erlaubnis
gegeben werde, eigene Apotheken zu errichten, mindeſtens aber
gewiſſe Heilmittel ſelbſt führen zu dürfen.

Bachmann-Stendal: Wie es der Militärbehörde geſtattet
ſei, eigene Apotheken zu gründen, ſo ſollte das auch den
Krankenkaſſen erlaubt werden. Die Gewährung von Rabatt
auf die Medikamente brächte den Kranken nicht viel Vorteil,
da die Apotheken den Rabatt auf andere Weiſe wieder einzu
bringen ſuchten.

Schneider Jſerlohn berichtet, daß ſeine Kaſſe eine Reihe
Heilmittel ſelbſt verkaufe und ſehr gut dabei fahre.

Tiſchendörfer-Berlin: Jhm geht die Reſolution nicht
weit genug; hier könne nur die Kommunaliſierung des ganzen
Apothekenweſens gründlich abhelfen. Das ſei ſchon deswegen
nötig, weil ja nur ein verhältnismäßig geringer Prozentſatz der
Bevölkerung in den Kaſſen verſichert ſei. Redner beantragt
einen Zuſatz zur Reſolution, durch welchen in erſter Linie die
Kommunaliſierung der Apotheken gefordert wird.

Bamberger-Köln ſchildert den Kampf, den die Kölner
Krankenkaſſen gegen die dortigen Apotheken geführt haben: jetzt
würden jährlich durch das Abkommen mit den Apotheken einige
Tauſend Mark für die Kaſſen erübrigt.

Steinmetz- Leipzig (Apothekenbeſitzer und Vorſtandsmitglied
der Leipziger Ortskrankenkaſſe): Von mir wird gewöhnlich er-
wartet, daß ich auf den Krankenkaſſentagen auch die Jntereſſen
meiner Kollegen, der Apotheker, wahrnehme. Jch freue mich,
konſtatieren zu können, daß die Vorredner gegen die Apotheken
ſich der größten Sachlichkeit befleißigt haben. Die Leipziger
Ortskrankenkaſſe brauche im Jahre für 400 000 Mk. Medika-
mente; die Apotheken geben den Kaſſen auf die ſächſiſche Staats
taxe, die niedriger iſt als die preußiſche, 25 Prozent Rabatt.
Außerdem haben die Kaſſen große Vorteile bei dem Hand-
verkauf.

Herzog-Guben (Knappſchaftskaſſe)y: Die Reſolution geht
ihm zu weit. Man ſolle nur das Erreichbare fordern, näm-
lich: Die genaue Scheidung von Rezeptur und Handverkauf;
Erweiterung der Taxe; Verſagung des Verlangens der Apo-
theker, die alleinigen Lieferanten der Kaſſen zu ſein.

Skaller- Berlin geht auf den Berliner Apothekenboykott
ein und ſtellt feſt, daß in Berlin längſt Frieden geſchloſſen ſei,
wenn hier die Apotheker die gleiche Friedensliebe an den Tag
gelegt hätten, wie ſie Herr Steinmetz an den Tag gelegt
hätte. Es ſtehe die Herausgabe einer neuen Reichsarzneitaxe
bevor; es ſei dringend geboten, bei der Feſtſetzung der Taxe
auch Krankenkaſſenvorſtände hinzuzuziehen.

Hierauf wird die Diskuſſion geſchloſſen und die Reſolution
des Referenten wird mit dem Zuſatzantrag von Tiſcheudörfer
angenommen.Fraäß dorf Dresden, zur Angliederung der Kranken-

Verſicherung an die Jnvaliden-Verſicherung:
Es iſt eine unſerer alten Forderungen, die Verſicherungs
geſetzgebung zu verſchmelzen. Mit einer Verſchmelzung müßte
eine Erweiterung des Kreiſes der Verſicherten Hand in Hand

ehen. Wie die Familien der jetzigen Krankenkaſſenmitglieder,ſo müßten auch die Handwerker an die Kranken- und Jn-

validen- Verſicherung angeſchloſſen werden. Würde die Jnvaliden-
verſicherung an die Krankenverſicherung angeſchloſſen, ſo wäre
eine gemeinſame Einziehung der Beiträge möglich. Jetzt, da
dies nicht geſchieht, werden ſicher mindeſtens 25 Prozent der
Beiträge zu der Jnvalidenverſicherung unterſchlagen. (Sehr
wahr.) Eine energiſche Bekämpfung der Tuberkuloſe iſt erſtdann möglich, wenn die eine Berſcherun die andere in der

Fürſorge für die Kranken ablöſt. Herr Dr. Freund ſchläg:
die Organiſation der Verſicherung unter der Leitung eines
Beamten vor. Dagegen haben wir uns zu verwahren; lieber
einen Arbeitgeber als Vorſitzenden, als einen Bureaukraten.
(Sehr richtig Auch gegen den Vorſchlag des Herrn
Dr. Freund, der dahin geht, daß die Arbeitgeber zur Ver-
ſicherung anſtatt, wie das bei den Krankenkaſſen der Fall iſt,
ein Drittel die Hälfte zahlen, müſſen wir uns wenden. Die
Verſicherten zahlen lieber die zwei Drittel, als ſich im geringſten
die Selbſt- und die Mitverwaltung beſchränken zu laſſen.
(Sehr richtig.) Die Herren Sozialreformer vergeſſen zu ſehr,
daß die Verſicherungen für die Verſicherten da ſind. (Sehr
wahr, Bravo!) Jch will aber auch nicht unterlaſſen, hier
ausdrücklich zu konſtatieren, daß ich ſtets bemüht bin (als
Vorſitzender der Dresdener Ortskrankenkaſſe) und mich freue,
wenn ich mit den Arbeitgebern friedlich zuſammen zum Wohle
der Verſicherten arbeiten kann. (Lebhaftes Bravo.) Er empfiehlt
folgende Reſolution:

Der zweite allgemeine Kongreß der Krankenkaſſen Deutſch
lands hält eine Verſchmelzung der geſamten Arbeiterverſiche-
rungen im Jntereſſe der Verſicherten für geboten.

Durch eine ſolche würde eine viel ſchnellere und zufrieden-
ſtellendere Fürſorge für den Kranken und Jnvaliden herbei-
zuführen ſein, auch würden ſich die Verwaltungskoſten ver-
ringern.h Durchführung der Witwen--, Waiſen und Arbeitsloſen-

Unterſtützung würde durch eine ſolche Vereinigung eine ſehr
geeignete Organiſation geſchaffen.

Der Kongreß hält aber eine Verſchmelzung nur dann für
annehmbar, wenn dabei die Selbſtverwaltung durch Ver-
ſicherte und Arbeitgeber, wie ſie bei den organiſierten
Krankenkaſſen gegenwärtig gegeben, nicht angetaſtet wird.

Eine erſprießliche Sozialreform iſt nur dann zu erzielen,
wenn bei deren Durchführung diejenigen, für welche ſie ge-
geben, den weſentlichen Einfluß haben.

Es muß deshalb der lebhaſteſte Proteſt dagegen erhoben
werden, daß jeder Fortſchritt auf ſozialpolitiſchem Gebiet mit
Einſchränkung der Selbſtverwaltung erkauft werden ſoll.
Gerber-Köln: Jch bin Arbeitgebervertreter der Kölner

Ortskrankenkaſſe und ich kann nur konſtatieren, daß, wenn es
einem Arbeitgeber ernſt iſt, er ſehr wohl mit den Vertretern
der Arbeitnehmer zuſammen arbeiten kann. (Bravo.)

Bergmann-Breslan ſchildert in ausführlicher Weiſe die
Unzuträglichkeiten, die durch die Zerſplitterung des Verſiche-
rungsweſens entſtehen. Die kleinen Klaſſen ſeien die Stätten
der reaktionärſten Maßnahmen.

Die Reſolution Fräßdorf wird einſtimmig angenommen.
Es nehmen an den Verhandlungen teil die Reichstags

abgeordneten HoffmannDillenburg (natl.), Zubeil (Soz.), Ende-
mann, ſowie Dr. Freund-Berlin.

Nachmittagsſitzung.
Es folgt der letzte Punkt der Tagesordnung: Sonſtige An-

träge. Gräf- Frankfurt a. M. beantragt, zunächſt alle die-
jenigen Anträge auszuſchalten, welche ſich für die eine oder die
andere bezw. gegen die eine oder andere Organiſationsform

ausſprechen, ſie von der Tagesordnung abzuſetzen, weil andernfalls
der Kongreß, auf dem alle Arten von Kaſſen vertreten ſind,
in Uneinigkeit auseinandergehe. Dieſem Antrag wird all
gemein zugeſtimmt. Es finden ſodann folgende Anträge An-
nahme, die vom Kongreß den geſetzgebenden Körperſchaften zur
Aufnahme in das Krankenkaſſen-Verſicherungsgeſetz empfohlen
werden ſollen:

Zu S. 16: Vereinfachung der Organiſation durch S ng
großer leiſtungsfähiger Kaſſen, ſowie Zulaſſung zur Bildung
großer Kaſſenverbände. 8

Zu 8 2—3b: Aufhebung ſämtlicher Befreiungsanträge mit
Ausnahme derjenigen, die auf Grund nachgewieſener Mit-
gliedſchaft bei einer dem 8 75 entſprechenden Hilfskaſſe bean
tragt werden.

Zu 8 3: Perſonen des Soldatenſtandes unterliegen der
Verſicherungspflicht, wenn ſie in einem verſicherungspflichtigen
Betriebe gegen Gehalt oder Lohn beſchäftigt werden.

Zu S 64 Abſ. 1 Ziffer 2: Streichung der Beſtimmung der
Krankengeldverſagung bei Schlägereien, Trunkfälligkeit und
geſchlechtlichen Ausſchweifungen.

Zu 8.8 Abſ. 1: Feſtlegung des ortsüblichen Tagelohnes
durch die höhere Verwaltungsbehörde nach Anhörung der
Gemeindebehörde und Aeußerung von Vertretern der beteiligten
Arbeitgeber und Verſicherten,

jedoch für männliche Erwachſenen nicht unter 2 Mk., für
72 r iſen verſicherungspflichtigen Perſonen nicht unter

Aenderungen der Feſtſetzung treten erſt 6 Monate nach der
Veröffentlichung in Kraft.

Zu 820 Abſ, 1 Ziffer 1 u. 2: Obligatoriſche Klaſſeneinteilung
nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt.

W 2: Gewährung der Wöchnerinnen Unterſtützung auf
6 Wochen und Beſtrafung nach 8 26 a Abſ. 2 Ziffer 23 bei
Verrichtung von Lohnarbeit während der Unterſtützungsdauer.
Als Zuſatz 5: Abänderung der Regierungsvorlage wie S
Jn den Fällen uſw. iſt zunächſt derjenigen Kaſſe, bei welcher
der Verſtorbene nach den Beſtimmungen des r
rungsgeſetzes verſicherungspflichtig war, u. ſ. f. nach der Vor
lage der Kommiſſion Erſatz zu leiſten.

Zu 8 21 Ziffer 3a: Die Kaſſen können geneſenden Kaſſen
mitgliedern mit ihrer Zuſtimmung Kur und Verpflegung in
einer Erholungsſtätte gewähren.
Zu 8,29 Abſ. 2: Verwendung der Gelder ſeitens der Kaſſen

für vorbeugende Krankenfürſorge.
Zu 8 32 Abſ. 2: So lange der die Hälftedieſes Betrages nicht erreicht, iſt demſelben mindeſtens ein

Zehntel des Jahresbetrages der Kaſſenbeiträge zuzuführen;
hat der Reſervefonds die Hälfte dieſes Betrages erreicht, ſo
genügt die Zuführung eines Zwanzigſtels des Jahresbetrages
der Kaſſenbeiträge.

Zu S 45 Abſ. 6: Beſchwerden gegen die in Abſatz 1 und 5
von der Aufſichtsbehörde angeordneten Maßnahmen werden
im Verwaltungsſtreitverfahren entſchieden; wo ein ſolches
nicht beſteht, entſcheiden die ordentlichen Gerichte.

Zu S 50 Abſ. 1: Als Erſatz der im S 6 Abſ. 1 Ziffer 1 be
zeichneten Leiſtungen gilt die Hälfte des Krankengeldes, ſoſern nicht höhere Aufwendungen nachgewieſen werden.

Zu 8 54a: Die Mitgliedſchaft dauert im Falle der Er
werbsunfähigkeit während des Bezuges der Krankenunter-

e fort.1 S 57: a v des Regreparſern der Armen-
verbände an die Krankenkaſſen au diejenige Leiſtungen,
welche erkrankten Mitgliedern zuſtehen. Auf die von Kaſſen

ewährte Familienfürſorge haben die Armenverbände keinen

GreenZu 8 57 Abſ. 5 und S 574 Abſ. 4: Ablehnung des vorge-
ſchlagenen Abſ. 4 der Regierungsvorlage.
Zu 8 76b und 58: Vorſchlag, daß es im Jntereſſe der Ver-

ſicherten und Kaſſen liegt, wenn in Streitigkeitsfällen die Auf-
ſichtsbehörde in erſter, ein Fachſchiedsgericht in zweiter und
das Reichsverſicherungsamt in dritter Jnſtanz entſcheiden
würde, wie dies bei der Unfall- ſowie Jnvalidenverſicherung
bereits in Geltung iſt.

Ferner wurde unter Verſchiedenem folgender Antrag an
genommen:

Angeſichte der ungeheuren Anhäufungen von Geldern bei
den Jnvalidenverſicherungsanſtalten ſoll dahin gewirkt werden,
daß in vorkommenden Fällen, wo die Mittel der Krankenkaſſe
nicht mehr ihren Anſprüchen genügen, ſtatt eine Beitrags-
erhöhung eintreten zu laſſen, die Beihilfe der Jnvalidenver-ſicherung in Anſpruch genommen werden kann. Die Beihilfe

der Jnvalidenverſicherung ſoll in Anſpruch genommen werden
können ſobald der geſammelte Reſervefonds auf die Hälfte
der geſetzlichen Höhe zuſammengeſchmolzen iſt.

Sodann fand eine Reſolution Annahme, in der die Bildung
von Zentralkommiſſionen von Krankenkaſſen empfohlen wird,
um mit den Apotheken, Lieferanten von Milch, Droguen, Heil-
mitteln ſowie mit Aerzten, Badeanſtalten u. ſ. w. günſtigere Ver
träge abſchließen zu können. Dieſe Zentralkommiſſionen ſollen
zu einem Verbande zuſammentreten, für welchen für die nächſten
drei Jahre Berlin mit der Zentralkommiſſion der Krankenkaſſen
Berlins als Vorort beſtimmt wird. Die ſchon beſtehenden
Organiſationen, wie z. B. der Verband der Ortskrankenkaſſen
Deutſchlands, ſollen durch dieſe neue Organiſation in ihrem
Thätigkeitsfelde nicht beeinträchtigt werden. Damit iſt die
Tagesordnung des Kongreſſes erledigt und wird mit einem
kurzen Schlußwort von Simanowski-Berlin geſchloſſen.

Deutſcher Reichstag.
284. Sitzung. Sonnabend, 14. März. 1 Uhr.

Am Bundesratstiſch: v. Tirpitz.
Auf der Tagesordnung ſteht zunächſt die zweite Leſung des

Etats für Kiautſchou.
Abg. Dr. MüllerSagan (Freiſ. Vpt.): Das Bülowſche Wort

vom r an der Sonne läßt ſich in Bezug auf ſag wſchzn
kaum aufrecht erhalten. Kiautſchou iſt ein Einfalllthor für
alle Krankheiten, die von Oſten her nach uns verſchleppt werden.
Wenn zur Zeit der Geſundheitszuſtand in Kiautſchou erträglich
iſt, ſo liegt das daran, daß wir dort Aufwendungen gemacht
haben, die weit größer ſind, als die, die wir z. B. in unſeren
oſtelbiſchen Provinzen gemacht haben.

Abg. Frhr. v. Hertling (Ztr.) befürwortet die von der Kom
miſſion einſtimmig angenommene Reſoltution, welche Berück-
hignng des Kolonialrechts in den Univerſitätsvorleſungen uſw.
ordert.
Staatsſekretär v. Tirpitz Schon jetzt werden am vrienta

liſchen Seminar der Univerſität koloniale Verleſungen gehalten.
Der Etat wird genehmigt, die Reſolution angenommen.
Darauf wird die zweite Beratung des

Marineetats.
fortgeſetzt. Die Wiederholung der am Freitag zweifelhaft ge
bliebenen Abſtimmung über die beiden Kreuzerreparatuxen wird
auf Vorſchlag des Präſidenten Grafen Balleſtrem ausgeſetzt.

Zum Ankauf eines Grundſtückes für den Bau eines neu
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Staatsſekretär v. Tirpitz: Die Marineverwaltung muß ſchließlich am n beurteilen, welcher Platz t en für
das neue bäude iſt. Man kann n n einzelnes Amtherausgreifen d weitab von allen anderen Reichsämtern legen.

i ſein, wenn man alle Reichsämterwürde es lle Reichena dam verlegte. Telephonverbindung reicht nicht immer
a insbeſondere nicht im Kriegsfalle. er Platz in der

ſezuerahe t der geeignetſte, der nach langem Suchen ge
inden wer onnte.Abg. er (Soz.): Der von der Kommiſſion mehrfach vorgeſ en Santa Nollendorfplat liegt mindeſtens ebenſo

ünſtig wie der Pla an der Bellebueſtraßze; er iſt in unmittel
r Nähe der Hochbahn gelegen, hat elektriſche Bahnverbin

e dung nach allen Richtungen u. ſ. w. Der Haupteinwand gegen
h den Plat an der Bellevueſtraße iſt und bleibt, deß er zu teuer

8
iſt, nicht gerade an ſich, aber infolge mehrerer Begleiterſchei-
nungen. Der Einwand des Staatsſekretärs, daß im Kriegs
falle das Reichsmarineamt in unmittelbarer Nähe der übrigen
Aemter liegen muß, Vunt eradezu komiſch. Es wäre doch bedauerlich, wenn eine Sch acht deshalb verloren gehen ſollte, weil

der Staatsſekretär zehn Minuten länger zu einer Konferenz zu
4 fahren hat. (Heiterkeit). Jn der Kommiſſion hat es 888 en,e bat es im Intereſſe der Stadt Berlin läge, ſolche Gebäude in

ſeinen Mauern zu haben und daß ſie deshalb eigentlich Zu-
ſchüſſe geben müßte, wenn derartige Gebäude errichtet werden.

J Das iſt dieſelbe Politik, die im preußiſchen Abgeordnetenhauſe
betrieben wird. Ein ſolches Verlangen iſt gradezu grotesk, ſchon
deshalb. weil die Reichs und Staatsbeamten zumeiſt außerhalb
in den Vororten wohnen, (Sehr richtig! links) und ihre Steuern
nicht in Berlin bezahlen. Mit der Ausſicht auf eine Unter
grundbahn wird ſich die Stadt Berlin auch nicht ködern laſſen.
Die Stadt Berlin hätte längſt eine Untergrundbahn vom Pots-
damer Bahnhof ins Jnnere der Stadt in Angriff genommen,
wenn ihr nicht durch kaiſerliche Ordre die Konzeſſion entzogen
worden wäre. Mit der größten Schroffheit hat der Staats
ſekretär den aufgetauchten Vorſchlag zurückgewieſen, etwa
Terrain von den ausgedehnten Gärten der Miniſterwohnungen
an der Königgrätzer Straße zu benutzen. Es iſt geſagt worden
von ihren Gärten geben die Miniſter nichts her“. Das hört

ſich gerade ſo an, als wenn den Miniſtern dieſe Grundſtücke
gehörten, die doch vielmehr Reichs und Staatseigentum ſind.

Wir haben oft genug erlebt, daß Grundſtücke, deren Er-
werbung der Reichstag abgelehnt hatte, nachher zu billigeren
Preiſen erworben wurden. Die Herren von der Verwaltung
ſollten ſich alſo die Mitwirkung der Budgetkommiſſion gern ge-
fallen laſſen. Jch hielt es für nötig, im Namen der Budget-
kommiſſion nochmals nachzuweiſen, daß ihr Beſchluß durchaus
begründet und wohlerwogen ſei und im Intereſſe des Reichs
liege. (Lebhafter Beifall links.)

Staatsſekretär v. Tirpitz behauptet, daß der Platz an der
Bellevueſtraße nicht beſonders teuer ſei.

Abg. Liebermann v. Sonnenberg (Antiſ.): Beſſer, als die
reichen Juden in der Bellevueſtraße zu bereichern, würde es
ſein, das ſogen. naſſe Dreieck am Lehrter Bahnhofe das ja
ſo wie ſo an der Waſſerkante liegt (Heiterkeit) zum Bau des
Marineamts zu benutzen.

Damit ſchließt die Diskuſſion. Das Haus beſchließt gemäß
dem Antrag der Kommiſſion Streichung der geforderten Titel.

Der Reſt des Marineetats wird debattelos genehmigt.
Es folgen Wahlprüfungen. Ueber die Wahlen der Abgg.

v. Rauter (konſ.) und Boltz (natl.) werden Erhebungen
befgwilen, tDie Wahl des Abg. Sieg (natl.) beantragt die Kommiſſion
für un giltig zu erklären.

Abg. Baſſermann (natl., zur Geſchäftsordnung) beantragt
Abſetzung des Gegenſtandes von der Tagesordnung in
Anbetracht des ſchwach beſetzten Hauſes und im Hinblick auf
die Thatſache, daß die Beſchlußunfähigkeit nur mit 7 gegen
6 Stimmen beſchloſſen ſei.

Abg. Singer (Soz.) bittet um Ablehnung des Antrages
Baſſermann. Herr Baſſermann macht im äIraktionsintereſſe
von einem Mittel Gebrauch, das er ſonſt gar nicht genug ver
dammen kann. (Sehr richtigl bei den Soz.) Das Mandat, um
das es ſich hier handelt, hat uns bereits jahrelang beſchäftigt.
Einmal muß doch dieſe Sache zur Entſcheidung kommen. Jm
Intereſſe aller Parteien liegt es, die Entſcheidung in dieſem
Falle nicht zu verzögern. (Bravo! bei den Soz.)

Abg. Dasbach (Zentr.) bitter den Abg. Baſſermann, ſeinen
Antrag zurückzuziehen.
Abg. Baſſermann (natl.) bezweifelt die Beſchlußfähigkeit des
Hauſes.

Präſ. Graf Balleſtrem: Das Haus ſchließt ſich dem Zweifel
an. Wir müſſen unſere Sitzung abbrechen.

Nächſte Sitzung: Montag 1 Uhr (Eiſenbahnvertrag mit
Luxemburg, Novelle zur Seemannsordnung, Petitionen).

Schluß: 3 Uhr.

285. Sitzung. Montag, den 16. März 1903, 1 Uhr.
Am Buudesratstiſch: Graf Poſadowsky.
Der Eiſenbahnvertrag mit Luxemburg wird in

erſter und zweiter Leſung debattelos genehmigt.
Es folgt die erſte und event. zweite Leſung der

Novelle zur Seemannsordnnng.
Danach ſoll Ziffer 2 des S 52, der von den Schiffen handelt,

die mehr als zwei Jahre auswärts verweilen, folgende
Faſſung erhalten a
„„Der Leichtmatroſe erhält bei Beginn des dritten Jahres

die in der Muſterrolle beſtimmte Heuer des Vollmatroſen und
mit Beginn des vierten Jahres ein Fünftel derſelben mehr an
Heuer.

Abg. Molkenbuhr (Soz.): Es iſt bezeichnend, wie ſchnell
man ſich im Unternehmer Intereſſe bemüht hat, den Druckfehler
zu beſeitigen und das dritte an die Stelle des zweiten Jahres
zu ſetzen. Der Druckfehlerteufel war klüger als die Seemanns-
ordnung und ſah ein, daß der Uebergang vom Leicht zum
Vollmatroſen möglichſt erleichtert werden muß. Jch behalte
mir Abänderungsanträge für die zweite Leſung vor und bean-
trage zunächſt Ueberweiſung der Novelle an die Krankenkaſſen-

J Kommiſſion. Beifall bei den Soz,)
h Abg. Kirſch (Zentr.) erklärt ſich gegen Ueberweiſung an die

Kommiſſion.
Staatsſekretär Graf Poſadowsky warnt r davor,

die Gelegenheit zu benutzen um weitere ſachliche Aenderungen
vorzunehmen, zumal die Novelle bis zum 1. April 1903, dem
Termin W n der Seemannsordnung, verabſchiedet
ſein muß. Ausdehnung der Krankenunterſtützung für die See-

n leute auf 26 Wochen nach Analogie des neuen Krankenkaſſen
h geſetzes würde nahe liegen indeſſen muß die Frage ſorgfältig
J erwogen werden, da ſich unter den Reedern viele ſchwache

Exiſtenzen befinden. Daher muß die Initiative der Regierung
überlaſſen werden.

Abg. SchwartzLübeck (Soz.) ſchließt ſich dem Antrag Molken
u u r Srrng an eine Kommiſſion an.

Abg. Dr. Semler (natl.) und Abg. Lenzmann (Frſ. Volksp.)
bitten, es jetzt lediglich bei der Aenderung des Druckfehlers zu

t belaſſen.h Abg. Dr. Herzfeld (Soz.): Die r Reeder haben
ehr großen Einfluß auf die Reichsregierunge z ne te enutzt, um einen Druckfehler zu beſeitigen, der ihnen inſchlimmſten Fall einige tauſend Mart im Jahre koſten würde

e Beim Krankenverſicherungsgeſetz lehnt die Regierung eine Aus
dehnung der Krankenunterſtützung für die Seeleute ab mit dem
Hinweis auf eine Novelle zur Seemannsordnung. Jestt, da
dieſe Novelle Drtie widerſpricht der Staatsſekretär wieder
unſerem Antrag. Was ſoll man da noch auf Erklärungen der
Regierung geben
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Es folgt die zweite Beratung Art. 1, der die Beſeitigungdes Dru t enthält, wird angenommen.greet a a n r Hinweis auf
ankenVer ngsnovelle folgenden ar gßerperdie Seemanns eben dal abgeändert, daß in J 50

die Worte „3 Monate durch die Worte „26 Wochen erſetzt
werden.

Der Antra wird z 5äAbg. Dr. Herzfeld (Soz.) beantragt Aufnahme der Beſtim
mung in 8 137, daß auch für die vor dem 1. April 1908 abge
ſchloſſenen Heuerverträge nach dem Jnkrafttreten der See
manns-Ordnung die Vorſchriften derſelben gelten ſollen.

Nachdem Abg. Lenzmann (Freiſ. Vpt.) ſich ſachlich mit dem
ſelben einverſtanden aber ihn formell für überflüſſig erklärt
hat, und nachdem Abg. Dr. Semler (natl. i gegen dieAusführungen Sr. Herzfelds gewandt hat, w er Antra
abgelehnt, die Novelle in zweiter Leſung unverändert na
der Regierungsvorlage angenommen.

Es folgen Petitionen.
Eine Petition betr. Haftung der Straßenbahnen für

Sachbeſchädigungen wird nach kurzen Bemerkungen der
Abgg. Dr. Müller-Meiningen (Freiſ. Vpt.) und Ledebour
(Soz.) auf Antrag Meiſter (Soz.) dem Reichskanzler zur BeSorü ſichtigung überwieſen während die Kommiſſion nur
Ueberweiſung zur Erwägung beantragt hatte.

Ebenſo wird auf Antrag Meiſter (Soz), den die Abgg.
Dr. Müller-Meiningen und Ledebour (Soz,) befürworten,
die Vetition betr. Haftung der Automobil Beſitzer für Sach
beſchädigungen dem Reichskanzler zur Berückſichtigung über
wieſen.

Petitionen betr. Erweiterung der geſetzlichen Schutzbeſtimmungen
für Arbeiterinnen beantragt die Kommiſſion dem Reichskanzler
als Material zu überweiſen: dagegen beantragt ſie über dieſelben
Petitionen Uebergang zur Tagesordnung, ſoweit ſie Verleihungr aktiven und paſſiven Wahlrechts zu den Gewerbegerichten

verlangen.
Abg. Meiſter (Soz.) beantragt Ueberweiſung der Petitionen

in vollem Jnhalt an den Reichskanzler zur Berückſichtigung.
Abg. Ledebour (Soz.): Die Wünſche der Petitionen ſtimmen

mit den Forderungen überein, die wir hier ſeit Jahren erhoben
haben. Jch bitte Sie daher, unſerem Antrage zuzuſtimmen.
(Bravv! b. d. Soz.)

Abg. Wattendorf (Z.) beantragt Ueberweiſung der Petitionen
zur Erwägung, bezüglich des Wahlrechts aber Uebergang zur

Tagesordnung. xPetitionen verſchiedener Naturheilvereine bitten zum Verbot
mediziniſcher Eingriffe bei Menſchen zu Verſuchs-
zwecken. Die Kommiſſion beantragt Ueberweiſung der Petition
zur Erwägung.

Abg. Thiele (Soz.): Obwohl die Petitions Kommiſſion der
Eingabe bereits die beſte Zenſur erteilt und nur aus formellen
Gründen nicht auf Berückſichtigung erkannt hat, iſt es not-
wendig, vor dem Plenum einige Worte über die ſchamloſen
Greuel zu ſagen, die nun ſchon ſeit langen Jahren und
ganz allgemein von Perſonen begangen werden, die ſich Wiſſenſhaſtler nennen. Auf die Fälle Neißer und Stubell, die ſeiner

zeit einen Schrei der Entrüſtung wachriefen, gehe ich heute
nicht ein. Als charakteriſtiſch will ich nur hervorheben, daß
die Zeitſchrift für Dermatologie und Syphilis, Jahrgang 1900,
nachdem Prof. Neißer in Breslau wegen Einimpfung des ge-
fährlichen Syphilisgiftes in kleine, ſeiner Pflege anvertrauten
Kinder, zu 300 M. Geldſtrafe verurteilt worden war, ſchrieb
der damalige Kongreß der Berufskollegen Neißers ſei durch
Urabſtimmung nach Breslau verlegt worden, um dem Prof.
Neißer einen Beweis der Sympathie, Anerken-
nung und Ergebenheit zu liefern. Das war alſo
die Antwort der betreffenden Aerzte auf den Entrüſtungs-
ſchrei, den die geſittete Welt wegen der grauenhaften Bar-
barei Neißers ausgeſtoßen hatte. Aber nicht nur in
Deutſchland ſondern auch in England, in Amerika, Frank
reich Jtalien Oeſtreich ſind Aerzte ſo vertiert, daß ſie
die Menſchen, Kinder wie Erwachſene, die ihrer Obhut anver-
traut ſind und von ihnen Heilung erwarten, zu den m
Erperimenten mißbrauchen und zwar gegen den Willen der
Patienten, zumeiſt ſogar ohne deren Vorwiſſen. Die Patienten
glauben, der Arzt nimmt mit ihnen etwas vor, damit ſie ge-
heilt werden, ſtatt e mißbraucht er ſie als Verſuchstiere
und ſpielt mit ihrem Leben, macht ſie zeitlebens ſiech und un
glücklich. Redner führt eine ganze Anzahl Ausſprüche von

erzten in mediziniſchen Zeitſchriften an, aus denen hervorgeht,
daß die Aerzte die Verſuche an Menſchen für etwas ganz
Selbſtverſtändliches halten. Der eine Arzt ſagt, die Kliniken
und Krankenhäuſer ſeien in erſter Linie zur Ausbildung
der Studenten da, und wenn zu dieſem Zwecke me-
diziniſche Verſuche an den Patienten vorgenommen
würden, ſo ſei das vollſtändig berechtigt.Ein anderer Arzt ſagt, die Welt ſchulde den
„armen Kranken“ großen Dank, denn an dieſenwürden die Verſuche unternommen, die zum Fortſchritt der
Wiſſenſchaft führten. Welcher Art dieſe, Verſuche“ ſind, dafür führt
Redner aus mediziniſchen Journalen des Jn und Auslandes
zahlreiche Fälle an. Der eine hat leprakranken Mädchen noch
Syphilisgift eingeimpft, nur um zu ſehen, was daraus wird.
Der andere hat kleinen Kindern die Wirbelſänle an
gebohrt, um zu ſehen, ob ſie das aushalten. Ein dritter aus
ländiſcher Arzt, Namens Pellikan, hat betrunkenen Frauen, die
ſeiner Pflege anvertraut waren, noch ſo viel Branntwein ein
gefüllt, wie ſie nur hinunterſchlucken konnten und ihnen dann
ein brennendes Holz vor den Mund gehalten, um zu ſehen, ob
die ausſtrömenden Gaſe ſich entzünden würden. Was in
deutſchen Krankenhäuſern vorkomme, darüber gebe die vor zwei
Jahren in München erſchienene Schrift Arme in Kranken-
häuſern Aufſchluß.

Es iſt unerhört und ein ſkandalöſer Zuſtand, daß Aerzte mit
Leben und Geſundheit der ihnen anvertrauten Patienten ſo frevel-
haft umgehen dürfen, ohne Beſtrafung befürchten zu müſſen. Als
Prof. Neißer beſtraft worden war, gab eine mediziniſche Zeit-
ſchrift den guten Rat, die vorgenommenen Verſüche
nicht eher zu veröffentlichen, als bis die Verjährung
eingetreten ſei. Mit Genugthuung kann konſtatiert werden
daß nicht alle Aerzte auf dem verbrecheriſchen Standpunkte
ſtehen, ſie dürften ihre Patienten als Verſuchstiere mißbrauchen.Dr. Moll und andere haben ſich entſchieden gegen Sornahne
der mediziniſchen Verſuche“ ausgeſprochen und ihre Notwendig-
keit beſtritten. Doch ſelbſt wenn alle Aerzte den Mißbrauch
der Patienten zu qualvollen und zielloſen Verſuchszwecken für
nötig erklärten, mützte die Welt, der die Begriffe der Menſchlich-
keit noch keine überlebte Sache ſind, mit vollſter Energie gegen
die mediziniſchen Schandthaten ſich auflehnen, und es muß die
ſtrengſte Beſtrafung der Schuldigen verlangt werden. Wie
harmlos ſind die Schwindeleien eines Nardenkötter gegenüber
den Schamloſigkeiten und Roheiten jener Mediziner! Und
wenn der Staatsanwalt im Nardenkötter-Prozeſſe erregtund entrüſtet ſtrenge Beſtrafung forderte, ſo müßte das
gegenüber den mediziniſchen Schinderknechten, die viel
härter zu verurteilen ſind, als die mittelalterlichen Folterknechte,
noch viel mehr geſchehen. Wir müſſen unbedingt verlangen,
daßz die Regierung kräftige Schritte unternimmt, um dem Un-
weſen ein Ende zu bereiten ihre jetzige ſchwächliche Haltunggegenüber den mediziniſchen Zerbrechen ermutigt nur zur Fort

ſetzung derſelben. CLebhaftes Bravo links.)
Abg. Oertel (konſ,) ſchließt ſich der Verurteilung der vom

Vorredner vorgebrachten Fälle an, erklärt aber, daß es ſich hier
bei um vereinzelte Ausſchreitungen handelt.

Abg. Thiele (Soz.) Be der lere Behauptung,
freut ſich aber, daß auch auf der Rechten des Hauſes die ün-

uhaltbarkeit des jetzigen rechtlichen Zuſtandes anerkannt wird.

n 1 no de We elauteren Weitbewer
Aba. Dr. Oertel befurwortet die Petition. Beſonders die

Ausverkäufe müſſen nghnigunae noch beſſer anzeigepflichtig
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Antrag Baſſermann.
Eine Petition des Rittergutsbeſitzers i in

Smaſin um Einführung der körperlichen Züchtigung
wird für erledigt erklärt.

Die Kommiſſion beantragt, Petitionen des Deut-
ſchen Tertilarbeiter- Verbandes und derchriſtlichen Gewerkſchaften in Eupen zur Berück-

zu empfehlen, ſofern Ausdehnung der
ittagspauſe, obligatoriſche Einführung von Arbeitere ſowie von Arbeiterkammern darin ver-

langt wird, dagegen r Erwägung, ſoweit ſie die Ein
rn des 10ſtündigen Maximalarbeitstages aus-
ſchließlich der Pauſen ſowie Verbot der Nachtarbeit
zwiſchen 8 Uhr abends und 6 Uhr morgens fordert.

Abg. Dasbach (Zentrum) beantragt Ueberweiſung der
Petitionen in ihrem vollen Umfange zur Berück-
ſichtigung.

Abg. Hilbck (natlib.) beantragt Ausſetzung der Beſchlußfaſſung.
Der Antrag findet nicht genügende Unterſtützung, nachdem Abg.
Thiele rergehaet hat, daß in der Kommiſſion alle Par-
teien mindeſtens für Erwägung geweſen ſind.

Abg. Franken (natlib.) ſpricht gegen den Antrag Dasbach.
Abg. Thiele tritt für den Antrag ein und beweiſt die Mög-

lichkeit des Zehnſtundentages, der ſich in England ſchon längſt
in der Textilinduſtrie bewährt habe, ohne daß die Konkurrenz
fähigkeit im mindeſten verringert worden ſei. Der Antrag
auf Ueberweiſung zur Berückſichtigung im vollen Umigng-
der von der Sozialdemokratie ſchon in der Kommiſſion geſtellt,
aber vom Zentrum, den Konſervativen und den National-
liberalen abgelehnt worden war, wird angenommen.

Ueber die Petition des Poſtſchaffners Otto Pfeiffer in
Hamburg um Wiederaufnahme in den Reichspoſtdienſt
r die Petitions- Kommiſſion Uebergang zur Tages-
ordnung.

Abg. Thiele (Soz.) beantragt Ueberweiſung der Petition zur
Berückſichtigung. Dem Mann wird lediglich vorgeworfen,Er den Deutſchen Poſtboten einen Artikel geſchrieben zu haben.

r ſteht außerdem in einem Alter, wo er nicht mehr leicht
Stellung findet. Die Poſt hat nur inſofern ein Recht, ſich um
das Privatleben ihrer Beamten zu bekümmern, als die Wah-
rung der allgemein giltigen Moral in Betracht kommt. Die
Dienſtentlaſſung iſt die ſchwerſte Disziplinarſtrafe; im Falle
Pfeiffer lag nicht der mindeſte Anlaß vor, überhaupt eine Strafe
zu verhängen, geſchweige denn die ſchwerſte.Der Antrag T iel e auf Ueberweiſung zur Berückſichtigung wird

s den Konſervativen und den Nationalliberalen
abgelehnt.

eitere Petitionen über Aufhebung der Geſinde-Ordnung und über Verbot der Siviſertion werden auf
Antrag der Abgg. Thiele und Ledebour vertagt.

Damit iſt die Tagesordnung erſ J
Präſ. Graf Balleſtrem bittet die P Kommiſſion um

ſchnelle Erledigung ihrer Arbeiten, damit der Etat zum erſten
April fertig geſtellt werden kann.

Nächſte Sitzung: Mittwo 8 1 Uhr. Tagesordnung: 1. Dritte
Leſung des Eiſenbahn Vertrages mit Luremburg,
2. Dritte en der Novelle zur SeemannsOrdnung, 3. Die
von der Kommiſſion inzwiſchen erledigten Teile des Etats.

Schluß: 5 Uhr.

Lokales und Provinzielles.
Halle a. S., 17. März.

Aus dem Stadtverordnetenſaale.
Eine recht reichliche Portion war es, die den Stadtvätern

geſtern vorgeſetzt war. Dank der Eintönigkeit der einzelnen
Punkte war es denn auch möglich, im Eilſchritt 28 Poſitionen
der öffentlichen Sitzung herunter zu raſſeln. Ein ſonderbares
Verhängnis war es, daß gerade an dem Tage, an welchem dem
Magiſtrat für ſein Auskunftsbureau die Erhebung einer Gebühr
bewilligt wurde, der Jahresbericht des Arbeiter-Sekretariats
verteilt werden konnte. Die Stadtverordneten hatten zum Teil
auch an der Winkel-Advokatur frei nach Staude ſo viel
Jntereſſe, daß ſie die Broſchüre einer eingehenden Beſichtigung
unterzogen. Die Meinung wird dadurch hoffentlich eine etwas
beſſere werden, wenn die Stadtväter ſehen, daß auch ſie ſich
Auskunft holen können, da eine Organiſation zur Wahrung
ihrer Jntereſſen leider noch nicht beſteht.

Etwas Staub wirbelte auch die ſehr im argen liegende
Straßenreinigung auf. Leider wurde nur beſchloſſen, daß der
Magiſtrat den ſtädtiſchen Dreck im Auge behalten ſolle. Die
Straßenreinigung wird alſo wie bisher von den Hausbeſitzern
und von den Schleppen tragenden Damen beſorgt. Umſonſt
verſuchte Stadtverordneter Krüger für den Magiſtrate antrag
zu plaidieren; die Mehrheit war froh, einen Ausweg im An-
trag der Finanzkommiſſion zu haben und die Sache auf unbe
ſtimmte Zeit vertagen zu können. Sichtlich unangenehm war
es der Mehrheit, an ihre Verſchwendung bei verſchiedenen An
gelegenheiten erinnert zu werden. Die Hausbeſitzer hätten gar
zu gern die Reinigung der Stadt überwieſen, wenn, ja wenn
ſie ohne neue Steuern durchzuführen wäre.

Sonderbar berührte es auch, daß von einem Stadtverord-
neten bei dem Punkte Herſtellung einer Bedürfnisanſtalt auf
dem Jahrmarktsplatze und des zu ihrer Bewachung nötigen
Wachlokals wurde, die „Roheit der Arbeiter“ als
Grund für die Aenderung des Projekts anzugeben. Richtiger
iſt es wohl, die ſtudentiſche Jugend für derartige Roheiten
pardon, bei denen heißt es wohl austoben verantwortlich
zu machen.

Das Fehlen der Kanaliſation, die wegen anderer „Kultur
aufgaben“ bisher nicht beſchafft werden konnte, machte ſich bei
dieſem Projekt wieder r bemerklich. Ein Baſſin von 75
Kubikmeter wäre nicht nötig geweſen, wenn hier wie in viel
kleineren Städten, ein geordnetes Abwäſſerſyſtem eingerichtet
wäre.

Neu iſt für Uneingeweihte die vom Stadtrat Pütter ent
deckte Thatſache, daß es in Halle den Frauen des Mittelſtandes
viel ſchlechter ergeht als denen anderer Stände. Deshalb
mußten für eine Nähſtube für dieſen bedrohten Stand 150 M.
aus dem Stadtſäckel bewilligt werden. Für das Wohl der
arbeitenden Klaſſen wurden neulich 12 Mk. bewilligt; es iſt
ſchwer, keine Satire zu ſchreiben. Am Schluſſe der Sitzungerhielten eine Angat etitionen ein Begräbniß erſter oder
zweiter Klaſſe.

Jn der n Sitzung wurden zwei Legate von 600reſp. 300 Mk. für Erbbegrabuſſſe angenommen. Einige Armen-

pfleger wurden neu gewählt. Der Polizeikommiſſar Lohſe
wurde nach dreimonatlicher Probezeit angeſtellt. Der Ober-
euermann Ronneburg wird penſioniert. Er erhält 357 M.

enſion, außerdem wird ihm die Stelle eines Revierſchreibers
Ebenfalls penſioniert wird der Polizeiſergeantübertragen.
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Die Parteigenoſſen
werden hierdurch auf die in den drei beſtimmten Lokalen ſtatt
findenden Verſammlungen am 18. März aufmerkſam gemacht
und erſucht, für zahlreichen Beſuch Sorge zu tragen.

Amtsgerichtsrat Dr. Bindſeil als Reichstagskandidat.
Was ſchon ſeit vierzehn Tagen nach uns gewordenen Jnfor-

mationen in Ausſicht ſtand, iſt rn vollendete Thatſache
geworden Der Amtsgerichtsrat Dr. Bindſeil iſt als gemein
ſamer Reichstagskandidat der r für Halle
und den Saalkreis aufgeſtellt worden. Nicht weniger als vier
Paten haben das Kindlein aus dem Taufbecken gehoben, näm-
lich der Bund der Landwirte, der Konſervative Verein, der
nationale Reichswahlverein und die Allgemeine Ordnungs-
partei; das ſind vier Namen für die gleiche Sache, die mit
dem Sammelnamen reaktionärer Miſchmaſch am treffend
ſten bezeichnet wird. Bei Abmurkſung der Oppoſition gegen
den Zollwucher es alle dieſe Parteien getreulich zuſammen
gegangen, und ſie werden auch in Zuknnft zuſammenſtehen,
wenn es gilt, die Militärlaſten zu erhöhen, die Volksrechte zu
beſchneiden und die Einrichtungen des kapitaliſtiſchen Klafſen
ſtaates noch feſter zu verankern.

Die einzige Gruppe, welche von dem Parteimiſchmaſch ins Ge
wicht fällt, ſind die Konſervativen, und ihr Kandidat iſt in Wirklich
keit Herr Bindſeil. Da ſie aber aus wiederholter und ſchmerzlicher
Erfahrung wiſſen, daß Halle und der Saalkreis für einen
Konſervativen nicht zu haben ſind, münzt das hieſige konſer-
vative Organ die Kandidatur Bindſeil in eine „entſchieden
liberale Kandidatur“ um. Wie traurig muß es um eine Partei
ſtehen, die von vornherein den politiſchen Charakter r Kan
didaten fälſchen muß, um ſeinen Durchfall nicht allzu kräftig zu
machen Es iſt ein mehr als naiver Betrug, den die Hinter
männer der Bindſeil- Kandidatur verſuchen, wenn ſie einerſeits
verkünden, der Bund der Landwirte habe den Kandidaten mit
aus der Taufe gehoben, und wenn ſie andererſeits behaupten,
der Kandidat ſei entſchieden liberal. Wenn das wahr wäre,
müßte der Kandidat ein politiſches Chamäleon der gefährlichſten
Sorte ſein. Entweder unterſtützt man die Forderungen der
agrariſchen Nimmerſatte, oder man bekämpft ſie. Jm letzteren
Falle müßte man ſich entſchieden verwahren, als Kandidat des
Bundes der Landwirte proklamiert zu werden. Da Herr
Bindſeil dieſe Verwahrung nicht eingelegt hat, iſt er der
Kandidat der Brotwücher-Parteien, und das genügt der
Arbeiterklaſſe. Thaten entſcheiden, nicht Worte der Ver
ſchleierung, an denen es allerdings bei der Kandidatur Bindſeil
im Laufe des Wahlkampfes nicht fehlen wird.

ung angenommen.

Die Gründung von VerbandsFilialen und S 2 des
Vereinsgeſetzes.

Jn einer öffentlichen Verſammlung der Erdarbeiter Kottbus',
die am 4. Mai 1902 ſtattfand, wurde vom Referenten Böttcher
Berlin die Gründung einer Zahlſtelle des Verbandes der Bau
Erd und gewerblichen Hilfsarbeiter Deutſchlands (Sitz Ham-
burg) empfohlen. Die Verſammlung beſchloß dann auch die
Gründung und wählte einen proviſoriſchen Vorſtand. Die Vor
ſtandsmitglieder Wiemer, Schmidt und Matthieu wurden dem
nächſt wegen Uebertretung des 82 des Vereinsgeſetzes angeklagt,
weil ſie nicht binnen drei Tagen nach der Stiftung der Zahl
ſtelle der Polizei Statuten und Mitgliederverzeichnis eingereicht
hätten. Das Landgericht als Berufungsinſtanz verurteilte auch
die Angeklagten zu Geldſtrafen von je 15 Mk. wegen der Nicht
einreichung des Mitgliederverzeichniſſes und führte aus Auf
jeden Fall ſei am 4. Mai 1902 die Gründung eines ſelbſt
ſtändigen Vereins erfolgt, denn es habe ſich, da ſich 37 Per-
ſonen als Mitglieder einzeichnen ließen, eine Perſonenmehrheit
zur Verfolgung eines gemeinſamen Zwecks dauernd zuſammen-
geſchloſſen. Daß die Beſtätigung des Zentralvorſtandes der
Erd und Bauarbeiterverbandes noch fehlte, ſei gleichgiltig.
Und dieſer Verein bezwecke, auf öffentliche Angelegenheiten im
Sinne des 82 des Vereinsgeſetzes einzuwirken, weil ſein Zweck
ſei: die Verfolgung der wirtſchaftlichen Intereſſen der Erd-
und Bauarbeiter von Kottbus und Umgebung. Die Vorſtands-
mitglieder hätten nach S 2 des Vereinsgeſetzes Statuten und
Mitgliederverzeichnis einreichen müſſen. Da Statuten noch
nicht da waren, hafteten ſie jedoch nur für die Nichteinreichung
des Mitgliederverzeichniſſes. Das Kammergericht hob
dies Urteil wieder auf und verwies die Sache noch einmal an
das Landgericht zurück: Es ſtände hier nicht feſt, ob die Zahl
ſtelle überhaupt ein ſelbſtändiger Verein geweſen ſei.
Es gebe auch Zahlſtellen und Filialen, die nur un-
ſelbſtändige Unterorgane eines Zentralverbands
ſeien. Auch bedinge die Vertretung der Jntereſſen einer ein-
zelnen Gruppe in einem einzelnen Orte noch keine Einwirkung
auf öffentliche Angelegenheiten.

Vom Betriebsunfall in der Schuhfabrik Ehrlich in der
Taubenſtraße wird uns noch berichtet, daß der verletzte Arbeits
burſche Föhre ſchon Sonnabend abend 7 Uhr verſtorben iſt.

Großfeuer. Zu dem ſchon geſtern Gemeldeten wird uns
goch mitgeteilt, daß in dem Speicher 15--16000 Zentner Ge-
treide und 6--8000 Zentner r gelagert haben. Das Waren-
S der Firma Jakobi ſoll einen Wert von ca. 15000 Mark

eſitzen.

Geſtorben ſind in der vergangenen Woche in HalleSüd
32 Perſonen und zwar an: Herzfehler 1, Scharlach 1, ein
geklemmtem Leiſtenbruch 1, Atherom der Kranzgefäße des
Herzens 1, Lungen und Bruſtfellſarkom 1, Lungentuberkuloſe 7,
eitriger Perioſtitis 1, Lungenentzündung 3, Diphtherie 1, Hirn-
hautentzündung 1, Schwäche 3, Darrſucht 1, Bronchitis 1, Speiſe-
röhrenkrebs 1, Gehirnerſchütterung 1, Krämpfen 1, Brechdurch-
fall 1. Rhachitis 1, Zermalmung beider Beine 1, Leberabſceß 1,
unbekannter Todesurſache 1, dazu Totgeburten 1. Darunter
t ſich 12 in hieſigen Krankenhäuſern verſtorbene Orts-
fremde.

Jn Halle-Nord verſtarben in derſelben Zeit 18 Perſonen
und zwar an: Herzarterienverkalkung 1, Gebärmutterkrebs 1,
Lungentuberkuloſe 3, Darmlähmung 1, chron. Lungenkatarrh 1,
Blinddarmentzündung 2, Darmgeſchwulſt 1, Arterioſkleroſe und
Herzmuskelentartung 1, Dementia senilis, Tuberkulosis pulmon.
1, Apoplexie 1, Scharlach 1, Magenkrebs 1, Soor 1, Lungen-
entzündung 1, Stimmritzenkrampf 1. r befinden ſich
z in einem hieſigen Krankenhauſe verſtorbene Ortsfremde.

Aus dem Burean des Stadttheaters. Lortzings komiſche
Oper Wildſchütz gelangt nd Mittwoch, zur letzten Auffüh-rung. Am Donnerstag findet das Veneſis für Herrn Fritz
Berend ſtatt. Dem Volksſtück Mein Leopold geht die reizende
einaktige Operette Zehn Mädchen und kein Mann voraus. Für
Freitag iſt die 8. Vrite lung des ZyklusSonder Abonnements
angeſetzt, welches damit abgeſpielt iſt. Als letzte Vorſtellung
bleibt noch Halms Wildfeuer.

Aus dem Bureau des Neuen Theaters. Der Lach-
erfolg, welchen die neueſte Schwanknovität Lutti mit Thea von
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veranlaßt, von der Serſoſgheit der
hen und Lutti gros zu geben e gange
o d i an der e und in derMuſſkalienhandlung bon Hothan d aben. Selbſtredend bleibt

die Beſetzung für alle weiteren Aufführungen von Lutti genau
dieſelbe wie bei der Erſt- Aufführung.

Walhalla Theater. Das neue Programm weiſt wieder
eine Reihe erſter Sehenswürdigkeiten auf. Vor allen iſt es

W t der eine große Zugkraft ausüben wird.teſer vielſeitige Künſtler zeigt ſih faſt in allen Sätteln gerecht.

Als Jongleur und als Verwandlungskünſtler bietet er eine
Reihe ungeahnter Trics in gelungener Weiſe. Beſonders viel
Beifall findet er als Zauberkünſtler mit ſeinen beiden ſehr
Page und drolligeu ſt egten Die Transformations-
Tänzerin Fräulein Steffi Steffani zeichnet ſich durch
ihre graziöſen Tänze aus, auch die prächtigen Koſtüme ſind
ſehenswert. Stürmiſche Heiterkeit erregt e Mertens als
eſchätzter Autler, ſowie mit ſeinen übrigen humorvollen

Kouplets und Vorträgen. Die vorzüglich vorgetragenen Lieder
der ſchon vom vorigen Spielplan her bekannten Altiſtin und

odlerin Fräulein Gret! Reiner geben dieſer Künſtlerin
elegenheit, ihre prächtige Altſtimme zur vollen Geltung zu

bringen. Kraftleiſtungen erſten Ranges, &raart mit ſeltener
Gewandtheit, beweiſen die Brothers Boſton mit ihrem
neuen, ſenſationellen, gymnaſtiſchen Akte. Die beiden Exzen-
triker Tower und Elayton ſind ungemein komiſch doch
bieten dieſe beiden Herren auch höchſt achtbare akrobatiſche
Leiſtungen. Der American Bioſcope führt eine Menge
neuer ſehenswerter Lebender Photographien vor, beſonders
intereſſant iſt die Zuſammenſtellung „Guillivers Reiſen“.

Apollo Theater. Auch das diesmalige Programm iſt ſehr
abwechslungsreich und intereſſant zuſammengeſtellt. Frl. Hed-
wig Braſelli trägt gut gewählte Lieder vor. Die ſchwierigen
Leiſtungen des Mr. Silvano auf der Stuhlpyramide werden
mit einer Sicherheit und Eleganz ausgeführt, die in Erſtaunen
ſetzen muß. Vorzügliche Dreſſur zeigt der ſpaniſche Sportsakt
J. van Edens, in welchem zwei gewaltige Stiere ſehr
ſchwierige Evolutionen ausführen. Höchſt gelungen iſt die
Nummer Clever und Pieccolo oder eine Stunde im Cafè-
Reſtaurant. Außer einer Reihe ſehr ſchwerer Jongleur-Pro-
duktionen iſt dieſe Nummer auch ſehr reich an komiſchen Jnter-
mezzis. Das Boruſſiga-Sertett zeigt ſich in recht ge
ſchmackvollen Koſtümen. Die ſechs jungen Damen tragen ihre
pikanten Lieder recht nett vor. Recht viel Heiterkeit fand
Herr Seiff, der ſich nicht nur als guter Mimiker ausweiſt.
ſondern auch eine Reihe humoriſtiſcher Kouplets s Viel
gelacht wurde über die myſteriöſe Pierrotpantomime Das ver-
zauberte Haus der Monte MyroTruppe. Eine Reihe
neuer lebender Photographien bildet den Schluß des höchſt in
tereſſanten Programms.

s abzu

Zeitz. Der hieſige Anzeiger bringt folgende Notiz:
Plauen, 13. Pir Nun ſoll ſich gar ſchon die Erde

anz ahlbeeinfluſſungen zu ſchulden
ommen laſſen. Der Regensburger Anzeiger behauptet, dasneuliche Erdbeben im Vogtlande ſei die Folge der Kandidatur

des aus dem Jeſuitenorden ausgetretenen Grafen Hoensbroech,
dem in einem vogtländiſchen Wahlkreiſe ein Reichstagsmandat

angeboten worden iſt! 4er Anzeiger hat gar keinen Anlaß, ſich über das ultra-
montane Blatt in e luſtig zu machen. Der Anzeiger
hat ſelbſt genug ähnlichen Blödſinn gebracht. Wie oft hat es
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Keil iſt den ehrenwerten Dunkelmännern, die le betreten henat Wer
wird die Arbeiter nun erſt recht anſpornen, alles aufzubieten,
umtgen Kandidaten zum Siege zu verhelfen.

us dem Manzsfeldſchen. Von einem Angeſtellten der
Werke, der alſo nach v. el zu den ungetreuen Beamten
f. ört, wird uns folgendes mitgeteilt: Die Hewerlicheft
eiſtet an die Krankenhäuſer in Eisleben und Hettſtedt für die

Weihnachtsfeier eine Beihilfe von 150 Mk. pro Jahr. Reich
licher wird daſelbſt ſeelſorgeriſche Thätigkeit bemeſſen, denn für
dieſe wird in den beiden Knapyſchaftslazaretten zu Eisleben und

eitſtedt ein Betrag von 600 Mk. pro Jahr gezahlt. Da in
eiden Lazaretten in Summa 158 Kranke untergebracht

werden können, ſo kommt bei voller Belegung auf das leibliche
Wohl pro Mann ein Betrag von rund 94 Pfg., dahingegen für
See t ein ſolcher von 3.80 Mk. Jn Summa wird für
Seelſorge pro Jahr ein Beitrag von 1900 Mk. geleiſtet; hierbei
ſind die Ausgaben für den Bergboten noch v mit einbegriffen
welche ſich, wenn die Gewerkſchaft keinen Rabatt erhält, auf
mindeſtens 6000 Mk. pro Jahr beziffern. Daß der Bergbote
bei Seelſorge hier erwähnt wird, kann nicht auffallen, da doch
derſelbe ſeine Leſer über das gottloſe Treiben der gar
kratie aufklären und ſomit das Beſtehen der göttlichen Welt
ordnung ſichern will.

Es geht wohl aus Vorſtehendem hervor, daß für unſer
geiſtiges Wohl reichlich, ja ſogar zu reichlich geſorgt wird. Wenn
nun die Gewerkſchaft für unſer leibliches Wohl wegen angeblich
ſchlechter Konjunktur nicht ſorgen kann, ſo mag ſie uns wenigſtens
Herrn Arendt nicht zu dieſem Zwecke beſtimmen, ſondern
denſelben mit unter das Kapitel „Seelſorge“ ſtellen.

Bei den nun vor den Reichstagswahlen ſtattfindenden Ver-
ſammlungen ſollte man uns auch andere als die der Gewerk
ſchaft liebſamen Redner hören laſſen, und denſelben nicht wieder.
wie ſchon geſchehen, das Wort abſchneiden, das giebt uns mehr
zu denken als die Herren ahnen. Die Vertreter der Gewerk
ſchaft müſſen doch ſehen, daß wir wie ſie ein Menſchenantlitz
e und denken können, deshalb eine Abrichtung, wie man
gegen Hunde zu teil werden läßt, uns nicht mehr gefallen
aſſen.

Kkeine Drovinzial-Rachrichten.
Der Dienſtbote Ulm in Hohenthurm wurde Sonntag früh

mit einer großen Wunde im Kopf tot aufgefunden Die ſeit
einigen Tagen verſchwundene Tochter des Schmiedemeiſters
Schneeweiß in Zſchepplin hat ſich wieder angefunden. Sie
war in der Scheune vom Starrkrampf befallen und hatte dann
einige Tage im Heu gelegen. Die Arbeiterfrau Klaun in
Jeſſen geriet unter einen Ackerwagen und wurde vom Vorder-
rad überfahren. Die Verunglückte hat außer inneren Ver-
letzungen mehrere Rippenbrüche davongetragen. Jn einem
Anfalle von Schwermut hat ſich die Lehrerin Teitge in Lalbe
entfernt. Es wird vermutet, daß die Unglückliche den Tod in
der Saale geſucht hat. Das Wohnhaus des Gaſtwirts Sander
in Großwich iſt in der Sonnabendnacht eingeäſchert. Auf
dem Hohenthalſchacht bei Helbra wurden am Sonnabend
der Hofmeiſter Hendrich und der Geſchirrführer Breitenſtein
durch eine unvermutet abfliegende Wacke ſchwer verletzt. Jn
einer Merſeburger Maſchinenfabrik kam ein Lehrling vein
Treibriemen zu nahe und wurde leicht verletzt.

Stadtverordneten Sitzung
vom 16. März 1903, nachmittags 4 Uhr.bei den vorigen Wahlen auch im ngzriger geheißen: Wenn

der Sozialdemokrat gewählt wird, dann paſſiert dies und
jenes Unglück. Wir wollen auf den Unſinn heute nicht weiter
eingehen, zur Zeit der Wahl aber, wenn im Anzeiger wieder
derſelbe Blödſinn enthalten ſein wird wie früher, dann wollen
wir ihn an die obige Notiz erinnern. Einſtweilen iſt gut,
wenn die Wähler heute ſchon wiſſen, daß der Anzeiger für
andere Wahlkreiſe das lächerlich findet, was er im hieſigen
Wahlkreiſe, wenn auch in anderer Lesart, für bare
gelten läßt.

Pöfzneck. Liebesdrama. Sonntag abend erſchoß der
26 bie Gerbereiarbeiter Poßner ſeine Geliebte Kühn in
ſeiner Wohnung in der Brauhausgaſſe. Hierauf tötete er ſich
I einen Schuß. Beide Leichen ſind in die Leichenhalle

gern c.Holzweißig. Eine „Pflegemutter“, wie ſie nicht ſein ſoll,
war die Arbeiterfrau Lina Stieler geb. Kirſten von hier,
die im November und Dezember v. J. den 3 jährigen Sohn
ihrer unverehelichten Schweſter, Paul Kirſten, in h
Weiſe mißhandelt hatte. Nachbarn der böſen Pflegemutter
hatten an der Behandlung des Kindes Aergernis genommen.
und die Mißhandlungen, die mit gefährlichen Werkzeugen verübt
wurden, zur Anzeige gebracht. Das Kind wurde darauf der
bedenklichen Pflege entzogen und von einem Arzt unterſucht.
Man entdeckte Spuren der Mißhandlungen an Oberſchenkel
und Waden, und ſtellte feſt, daß die mit einem ſtumpfen Werk-
zeuge geführten Schläge heftiger Natur geweſen ſein müſſen.
Die Stieler wurde kürzlich wegen der Frevelthaten vor die
Strafkammer zitiert und führte dort zu ihrer Entſchuldigung
an, das Kind wäre ſehr unrein geweſen: ſie hätte aber „nur“
mit dem Leibriemen nach dem kleinen Weſen geſchlagen. Die
Hausnachbarn beſtritten aber, daß das Kind beſonders unrein
geweſen wäre. Beantragt wurden gegen die Angeklagte 3 Mo-
nate Gefängnis, und erkannt wurde auf 4 Wochen Gefängnis
mit dem Hinweiſe, daß die Angeklagte das Züchtigungsrecht
doch weit überſchritten habe. Mehrere Perſonen hatten das
eine per Kind häufig weinen und klagen hören.

ansleben. Am 30. Juni v. J. geriet der Schweizerlehrling
Otto Roſſe an dem Teich mit dem Arbeiter Hennelotter in
Streit. Als Roſſe von mehreren Perſonen angegriffen wurde,
griff er zum Meſſer und brachte dem Hennelotter drei Stiche
in der Bruſt und dem linken Arme bei. R. wurde vor dem
Landgericht Halle wegen Körperverletzung angeklagt, er be-
hauptete aber, in Notwehr gehandelt zu haben. Der Staats
anwalt beantragte ein Jahr Gefängnis und das Gericht er-
kannte auf 3 Monate ſolcher Strafe. Der Angeklagte habe
nicht in Notwehr gehandelt, er ſei aber gereizt worden, und
das Urteil ſei nur bedingt ausgeſprochen, hieß es in der Urteils-
begründung.

Groſ;Ottersleben (Kreis Wanzleben). Ordnungspar-
teiliche Wahlmänner. Um das gemeine Lügengewebe zu
zerſtören, das gewiſſe eifrige Dunkelmänner erſonnen
haben, um Uneinigkeit in die Reihen der Arbeiter zu ſäen, ver
öffentlichte der ſo böswillig verdächtigte Genoſſe Karl Göcke in
der Otterslebener Zeitung kürzlich folgende Erklärung:

Jn Nr. 31 der Otterslebener Zeitung iſt ein mit mehreren
nationalliberalen Wählern unterzeichnetes Eingeſandt (enthalten),
in welchem ich zu denſelben geſagt haben ſoll, daß ich willens
ſei, eine Broſchüre herauszugeben über ſozialdemokratiſche Dank-
barkeit aus meinen eigenen Erlebniſſen. Jch ſehe mich ver-
anlaßt, zu erklären, daß ich mich noch nie wit ſolchen Gedankenßefaßt habe, eine derartige Broſchüre herauszugeben. Da die
ſelben Herren in dem Eingeſandt erklären, daß es Feigheit von
der Leitung geweſen iſt, mir das Wort zu erteilen, erkläre ich
nun, daß dieſe Herren durch Vorenthaltung ihrer Namens-
unterſchrift auch eine Feigheit begehen, die jedenfalls eine
elendere iſt als wie nach ihrer Meinung die, daß ich das Wort
nicht 7 habe. Jm übrigeu ſehe ich mich nicht veranlaßt,
auf die Lüge hinzuweiſen, daß ich meine früheren Genoſſen arg
verpolkt habe. Zu der Plackeſchen Manier im Reichstage habe
ich mich noch nicht bekannt. r nationalliberalen Wählern
zur Veruhigung könnte ich höchſtens noch mitteilen, daß, wenn
ich das Wort erhalten z ſie dann erfahren hätten, daß ich
nach wie vor für die Jdeen der Sozialdemokratie eingetreten
und zur eifrigen Agitation für den Kandidaten Silberſchmidt

aufgefordert hätte. Karl Göcke.Damit ſind die anonymen Feiglinge an den Schandpfahl ge

ünze

Gordon in der Titelrolle n ſowie die koloſſale Nachfrage
nach Billets für die Lutti-Aufführungen haben die Direktion ſtellt. Das Beſtreben, in die Geſchloſſenheit der Arbeiter einen

Grundſtück

Vorſteher: Dittenberger.
Eingegangen iſt eine Zuſchrift des Arbeiterſekretariats, in der

Sekretär Guldenberg mitteilt, daß die Sekretariatskommiſſion
bittet, die überſandten Geſchäftsberichte an die ſämtlichen Stadt
verordneten zu verteilen. Da Herr Oberbürgermeiſter Staude
im Kollegium gelegentlich einmal geäußert habe, er habe Miß-
trauen tn IJnſtitute, wie das Arbeiterſekretariat, und da er
das Arbeiterſekretariat mit einem Winkelkonſulat verglich, ſo
möchten die Herren Stadtverordneten doch einmal prüfen, ob

err Staude berechtigt ſei, das Arbeiterſekretariat als
Winkelkonſulat zu bezeichnen. Der Geſchäftsbericht war bereits
verteilt. Eine Petition HalleKröllwitz, deſſen Jnhalt man oben
in der Berichterſtatterloge nicht verſtand, wurde der Baukom
miſſion überwieſen. Nach der Verleſung und Genehmigung des
Protokolls der Sitzung vom 9. März wurde in die Tagesord-
nung eingetreten.

1. bis 3. Ohne weſentliche Debatte wurde der Bericht
der Finanz- Kommiſſion über endgiltige Feſtſtellung des Kämmerei-
Haushaltsplanes für 1908, ſowie der Haushaltsplan der Paul
Riebeck-Stiftung für dasſelbe Jahr genehmigt. Acht kleinere
Rechnungen für 1901 werden entlaſtet. Punkt 4 wurde vor
läufig zurückgeſtellt, da der Referent fehlte.

5. bis 11. Beſchloſſen wurde der Landerwerb zur Richarde zur Südſtraße und zur Leipsgigerſtrabe vom
Gru Nr. 16. Ein Vergleich wegen Landerwerbs in der
Spiegelſtraße wurde genehmigt. Desgleichen genehmigt wurde
die Abänderung des für das Gelände zwiſchen
Südſtraße, Pfännerhöhe und Liebenauerſtraße feſtgeſetzten Be
bauungsplanes. Die Finalabſchlüſſe der Kaſſen des Schlacht
und Viehhofes für 1901 und des Kapitels 10 Schulweſen
für 1901 werden feſtgeſetzt und die Ueberſchreitungen werden
nachbewilligt.
12. Auf dem neuen a an der Deſſauer
ſtraße ſoll, ſo wurde beſchloſſen, eine Bedürfnisanſtalt und ein
PolizeiWachtlokal errichtet werden. Stadtv. Blumentritt
brachte dabei zur Sprache, daß gelegentlich des Baues einer
Bedürfnisanſtalt in Kröllwitz permanent Veränderungen zum
Schaden der Stadt vorgenommen worden ſind. Die Treppen.
die Thüren, überhaupt alle Beſtandteile des kleinen Häuschens
waren wiederholt die Eſſe „nur“ dreimal umgeändert
worden. Ein kleiner Herr mit einem grünen Hute, der gewöhn-
lich eine Papierrolle unter dem Arme n nebenbei bemerkt,
es iſt der Sohn eines Stadtvaters habe da im Auftrage des
Bauamtes eine geradezu geſagt ſchreckliche ariggeit entfaltet.
Wer bezahle denn dieſe Veränderungen Der Vorſteher bat,
heute bei der Tagesordnung mit 37 Punkten nicht neue Dinge
ur Beſprechung zu bringen, worauf eine Beantwortung derFrage unterblieb.

4. Der Antrag, betr. die Uebernahme der Straßen
reinigung in ſtädtiſche Regie wurde. wie ſchon früher be-
richtet, bis auf weiteres vertagt. Der Referent, Stadtv. Kohl
ſchütter, ſagte, die Meinungen gingen noch zu weit auseinander.
Unſere Stadt mit 159 613 Einwohnern ſei noch nicht reif für
ſolche Straßenreinigung. Es koſtet alles Geld, aber der Ge-
danke für eine gute Straßenreinigung wird ſich Bahn brechen.
Der Magiſtrat hatte vorgeſchlagen, die Geſchichte bis zum
1. April 1904 zu vertagen und die gemiſchte Kommiſſion zu er-
ſuchen, dann geeignete Vorſchläge zu machen. Die Finanz-
Kommiſſion hingegen hatte nur beantragt, die Sache im Auge
zu behalten und ſie W gelegenen Zeit, nämlich wenn mehr
Geld vorhanden ſein ſoll (7), wieder in Fluß zu bringen. Ein
Herr wünſchte, durch eine ſtrengere Polizeiverordnung eine
beſſere Straßzenreinigung herbeizuführen. Jhm entgegnete Stadtr.
Schnackenburg, daß dann eine öftere Reinigung der Straßen
vorgeſehen werden müßte, wogegen ſich aber die
mit Recht wehren würden. Der Beſchluß in der Sache wäre
nur ein Opfer des wirtſchaftlichen Niederganges.

Stadtv. Krüger wies darauf hin, daß die ſchlechten Finanz-
verhältniſſe der Stadt die Urſache wäre, weshalb die Sache
hier nicht in Fluß komme. Es könnte in vielen Dingen geſpart
werden, und der Magiſtrat müſſe auch für die Zu pu ange
halten werden, ſparſamer zu Werke zu gehen. Als er, Redner,
einmal nachts die Leute bei der Straßenreinigung beobachtete
und gefragt habe, weshalb ſie denn die Arbeit ſo umſtändlich
machten, hätte ein Arbeiter geſagt, „das Geld wäre noch nicht
alle“. Dieſer Ausſpruch ſei charakteriſtiſch für die Stadtver
waltung. Hier müſſe das Geld immer alle werden Es iſt au
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t a gen ſollen. Mit dem
n ein e eren nreiner haben möchte, ſchaffe man nichts. Als in Giebichen

polizeilicherſeits der Straßenreinigung ſchärfer vor
gegangen wurde, war Stadtrat Rabe der erſte, der ein Straf
mandat bekommen hat. Jn einem nenverein habe ein im

ſehr bekannter Mann die ammelten dadurch für
die Straßenreinigung zu intereſſieren verſucht, daß er ſagte,
wenn die ßenreinigung in eigene Regie übernommen werde,
dann würden die Hausbeſitzer auch die Hausleute los, die Bier
und Kohlen ſtehlen. Dieſe Beſchuldigung der kleinen Leute, ſei
von der ammlung ohne Widerſpruch hingenommen worden.

nach längerer Debatte eingegangener Schlußantrag wurdevom Stadtv. Krüger mit dem Viele bekämpft, es ſollten
dem Magiſtrat Direktiven geben werden, wie er ſich in der
Sache zukünftig zu verhalten habe. Die Verſammlung nahm
aber den h r an und ſtimmte dem Antrage der
Finanzkommiſſion zu. t13. Zur Herſtellung eines Podiums in der Aula der
Mittelſchule in der Kloſterſtraße wurden 600 Mark ewig

14. Für die Erteilung von Auskünften durch das Ein
wohnerMeldeamt verlangt der Magiſtrat jezt auch einen Obolus.
Es wird hierzu folgende Vorlage unterbreitet

Die hohe Zahl von Auskünften, die in privatem Intereſſe
von unſerem Einwohner Meldeamte erfordert werden und die
dauernde Haltung von mehreren Beamten beanſpruchen, hat die
Erwägung der Frage nahegelegt, ob nicht für derartige Aus
künfte ein angemeſſenes Entgelt erhoben werden ſoll. Die Feſt
ſetzung eines ſolchen in Form einer Gebühr erſcheint allerdings
mit Rückſicht auf S 6 des Kommunal-Abgabengeſetzes nicht zu

g.
agegen hat neuerdings der Herr Miniſter des Jnnern ſelbſt

anheimgeſtellt, die fragliche Auskunftserteilung an Private von
der vorherigen Einzahlung eines die baren z deckenden
Betrages abhängig zu machen. Auch hat eine Umfrage bei
mehreren Städten mit ſtädtiſcher Bolizeiverwaltung ergeben,
daß einige der Anregung gefolgt ſind und z. B. Düſſel-
dorf, Barmen und Halberſtadt 25 Pfg. und Erfurt und Elber-
feld 20 Pfg. für jede Auskunft einziehen.Weiter iſt aber feſtgeſtellt worden, daß hier mindeſtens letzterer

Satz erhoben werden muß, wenn die durch die Arbeit entſtehenden
baren Auslagen Deckung finden ſollen.

De mgemä wird Verſammlung um Einverſtändnis erſucht,
daß vom 1. April 1903 ab für die Erteilung von Auskünften
des EinwohnerMeldeamtes an Private vor dieſer Erteilung
ein den Selbſtkoſten entſprechendes Entgeld von 20 Pfennigen
pro Auskunft zum Beſten der Kämmereikaſſe erhoben wird,
dieſem Betrag auch bei Auswärtigen die Portokoſten hinzu
treten.

fordere Finanzkommiſſion erſuchte, 25 Pfg. pro Auskunft zu
ordern.Stadtv. Krüger bedauert, daß Magiſtrat und FinanzKom-

miſſion dieſen Weg beſchreiten. Das geſchehe nicht imdes öffentlichen Verkehrs. Es ſei ein Unrecht, den Bürgern
immer neue Laſten aufzuerlegen. Ueber die Verwendung des
Geldes durch den Magiſtrat brauche man ſich allerdings keine
grauen Haare wachſen zu laſſen. Der Magiſtrat müſſe aber
efragt werden, was er dem Bürgertum für die Einkünftebieten wolle. Daß man wegen der 3000 bis 4000 Mk. die da

eingingen, weniger Steuern zahlen brauchte bezw. an Hilfs-
kräften ſparen würde, das glaubt der Magiſtrat jedenfalls nicht.
Das möge die Vorlage ablehnen im anderen Falle
ür die Einkünfte ein-Aeguivalent fordern. Das Kollegium
eſchloß aber nur dem Antrage der Finanzkommiſſion gemäß,

25 Pfennig pro Auskunft zu fordern.
15. Die Bewilligung eines BVeitrages von 150 Mk. für

den Verein für r und Frauenerwerb zur Er-
richtung einer Nähſtube wurde von dem Stadtv. Krüger be-
kämpft. Soziale Intereſſen würden in ſolchem Verein doch
nicht vertreten. Solcher Wohlthätigkeit wohne eine gewiſſe
Quackſalberei inne. Da mache er, Krüger, und ſeine Partei-
genoſſen nicht mit. Stadtrat Pütter meinte, der Verein
wolle beſonders Frauen des Mittelſtandes, denen es bekanntlich
z J gehe, helfen. Das Kollegium bewilligte ſchließ

en Betrag.
16 bis 24. Ohne weſentliche Debatte wurden Beträge

ur Heizung zweier Volksſchulen in Trotha, zur Unterhaltungh cher Gedäude, für Vertretungsſtunden in den Mittel-
chulen, für Beſpannung der Fahrzeuge der Berufsfeuerwehr

und für Vorſpannpferde bei Schneefall 2c. nachbewilligt. Das
Ergebnis der Unterſuchung über den hohen Brennmaterialien-
verbrauch des Hoſpitals im Jahre 1900 wurde mitgeteilt.
Von dem Nachweis der anhängigen Prozeſſe wird Kenntnis
genommen. Der Beſcheid in Sachen der Giebichenſteiner
Kämmereirechnung von 1899 wird erteilt. Anträge wegen
Rückgewähr von zur Penſionskaſſe des Theaterorcheſters ge
zahlten Beiträgen wurden angenommen.

25. Die Petition wegen Regulierung des Böllbergerwegs
wurde durch Uebergang zur Tagesordnung erledigt. Stadtv.
Krüger trat beſonders für die Regulierung des Fußgänger-
weges ein. Als er, Redner, ſeiner Zeit dem Stadtbaurat
Genzmer geſagt habe, daß auf dem Böllbergerwege die Fuhr
werke ſtecken blieben, habe der Stadtbaurat entgegnet, die Fuhr-
werke brauchten dort nicht zu fahren, dann würden ſie auch
nicht ſtecken bleiben.

26. Die Petition wegen Regulierung und Pflaſterung der
Wieſenſtraße, der Werderſtraße, der Hackebornſtraße und der
Dreyhauptſtraße wurde nur teils berückſichtigt. Stadtv. Krüger
beantragte, die Regulierung und Pflaſterung der Wieſenſtraße
dem Magiſtrat zur Erwägung zu überweiſen. Für dieſen Au-
trag, der angenommen wurde, traten auch die Stadtvv.
Fölſche und Berghaus ein. Ein Antrag Krüger, auch
die Hackebornſtraße zu berückſichtigen wurde abgelehnt. Dann
wurde über die anderen Punkte der Petition zur Tagesordnung
übergegangen.

27. Die Petition der Bauinnung betreffend das ſtädtiſche
Bau Verdingungsweſen wurde dem Magiſtrat als Material
über wen s wird ta) Zuweiſung der kleineren, nicht mit verdungenen Arbeiten

an den Ausführenden der Hauptarbeit auf Grund vorheriger
Preisvereinbarung;

b) Zuſchlagserteilung nicht an den Mindeſtfordernden
c) Verkürzung der Garantiezeit und Herausgabe der Kau-

tionen 1 Jahr nach Abnahme der Arbeiten.
Stadtv. Emmer trat bei dieſer Gelegenheit für die Berück-

ſichtigung der Forderungen der Arbeiter ein. Die Unternehmer,
die für die Stadt arbeiten, müßten gezwungen werden, die For
derungen der Arbeiter anzuerkennen. Nur unter dieſen Be
dingungen dürften Verträge abgeſchloſſen werden und die
Streikklauſel müſſe verſchwinden.

28. Zur Tagesordnung übergegangen wurde über eine
Petition wegen Anbringung von Fenſteröffnungen.

Berſammlungsberichte.
Bauarbeiter Merſeburg.

Am Sonntag, den 22. Februar, fand im Saale der Funken-
burg eine Verſammlung der Bau, Erd und gewerblichen

ilfsarbeiter ſtatt, in welcher Kollege Labes aus Halle über
Gründung einer Zahlſtelle referierte. Jn der Diskuſſion ſprachen
ich die Redner zwar gegen die ſofortige Gründung einer Zahl-
telle aus, trotzdem wurde die S ng beſchloſſen und die

nächſte Verſammlung auf den 8. März feſtgeſetzt. Jn dieſer
Verſammlung wurde der geſamte Vorſtand und ein Kartell-
delegierter gewählt, der ſogleich den anweſenden Mitgliedern
die deutung des Gewerkſchaftskartells erklärte. Mit einem
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Verein Streckau.
der ammlung am 1. März wurde Genoſſe Nitſchew e et er Gemeinderatswahl aufgeſtellt. r

Vorſitzende ermahnt die Genoſſen, recht eifrig für die b des
Arbeitervertreters einzutreten. Dann kam die Frage der Schul
gelderhöhung zur Sp Es wurde beſchloſſen, eine Petition
an die ierung zu richten; mit dem Einſammeln der Unter

wurden die Genoſſen Gabler und Putſch betraut. Der
ermangel der Gemeinde Weida wurde kurz beſprochen. Die

ier ſoll am Sonntag, den 22. März, gefeiert werden. Die
Genoſſen Albin Gabler, Guſtav Zimmermann und an
wurden in die Preßkommiſſion gewählt. Dieſelbe hat den
Auftrag, einen neuen edienten zu beſtimmen, da Genoſſe
Kabiſch dieſen Poſten vom 1. April ab nicht mehr verſehen
kann. Zur Maifeier wurde gewünſcht, dieſelbe auch einmal hier
abzuhalten. Danach Schluß der Verſammlung. Eingegangen
am 14. 3.)

Gewerkſchaftskartell Eisleben.
Seit Beſtehen des hieſigen Gewerkſchaftskartells vom Auguſt

1901 hat dasſelbe 17 ordentliche und 5 außerordentliche
abgehalten, welche durchweg gut beſucht waren. Vertreten ſind
am Schluſſe der Berichtsperiode 10 Gewerkſchaften mit 240
organiſierten Arbeitern; in letzter Zeit hat ſich noch 1 Gewerk
ſchaft angeſchloſſen. Die Einnahme betrug 231.72 Mk., die Aus-

abe 151.07 Mk., ſomit verbleibt ein Kaſſenbeſtand von 80.65 Mk.
An das Arbeiterſekretariat in Halle wird pro Mitglied und
Monat 3 Pfg. abgeführt. Bei der Gewerbegerichtswahl im
November vorigen Jahres ſiegten die Kandidaten des Gewerk-
ſchaftskartells mit 56 gegen 3 Stimmen. Jm Dezember wurde
auch eine Bauarbeiterſchutzkommiſſion gewählt. Zur Belehrung
der Mitglieder hat das Kartell im Dezember 1901 einen Rezi-
tationsabend von Walkotte veranſtaltet, welcher ſehr gut beſucht
war. Oeffentliche Gewerkſchaftsverſammlungen haben keine
ſtattgefunden, weil uns leider jetzt wie früher kein Saal zu
ſolchen Zwecken zur Verfügung ſteht, was ſehr hemmend. für
unſere Agitation iſt. (Eingeg. 14. März.) F. L.

Stadt Theater.
Sein 25 jähriges Künſtlerjubiläum feiert am Donners

tag der beliebte und tüchtige Charakterkomiker und Regiſſeur
unſeres Stadttheaters, Fritz Berend. Bei der allgemeinen
Beliebtheit des Jubilars intereſſiert es gewiß, einige Daten aus
dem Entwickelungsgange des Künſtlers zu erfahren. Obgleich
der Vater Berends, der bekannte Hannoverſche Komiker, wohl
nur die Lichtſeiten ſeines Berufes kennen gelernt und Erfolge
und Ehrungen, man kann faſt ſagen aufgehäuft hat, ſetzte er
dem Wunſche ſeines Sohnes, denſelben Beruf zu wählen, doch
hartnäckigen Widerſtand entgegen. Er ſolle wenigſtens einen
Rückhalt haben, wenn ſich ſpäterhin ſein Talent nicht ſtark ge
nug erweiſen ſollte, mit Erfolg ſeine ſchwere Kunſt auszuüben.Das beſte Erbteil ſeines Vaters, der Humor, trat bei unſerem
Berend ſchon frühzeitig hervor und machte ihm das ernſte
Studium der Medizin, für welches ihn der „Alte“ zuerſt be
ſtimmt hatte, wenig ſympathiſch. Auch die Ausſicht auf den
künftigen Bankdirektor wurde raſch vernichtet, da das Bankhaus,
in welches der Widerſpenſtige geſteckt wurde, ſchon nach einem
Vierteljahr liquidierte. Nun wurde bei einem befreundeten
Großhändler eine Stelle als Volontär angetreten, doch ſchon
nach einem Jahre wußte es Berend durchzuſetzen, daß er hinter
dem Rücken ſeines Chefs im Hoftheater zum erſtenmale auftrat
und zwar unter dem Pſeudonym Friedrich als erſter Zigeuner
in Götz von Berlichingen. Als Einjähriger zählte er ſchon
volontierend zum Mitgliederbeſtande des Hoftheaters und dann
ging's hinaus in die weite Welt. Neigung und auch Temperg-
ment wieſen ihn auf das Fach des jugendlichen Helden. Sein
Vater machte ihn aber ziemlich ſchonungslos darauf aufmerkſam,
daß ihn Mutter Natur nicht gerade verſchwenderiſch ausgeſtattet
habe, daß ſich niemals eine Julia in ſolch einen Romeo ver
lieben werde l Und das warf ihm der eigene Vater
vor. Die mit etlichen Thränen gemiſchte Zerknirſchung war
W bald überwunden und aus dem Romeo wurde ein
ubowski! Zuerſt Hoftheater Detmold, dann Srce g. S.,

Lübeck, Magdeburg, Sankt Gallen, Bremen (8 Jahre), Berlin,
Newyork, Chikago, San Francisco, nach Bremen,
Magdeburg, Riga, Halle a. S. überall künſtleriſche Er
folge und überall getragen von der Gunſt des Publikums, der
Direktion und last not least der Kollegen. Ein arbeits
reiches Stück Leben liegt jetzt nach 25 Jahren hinter ihm und
hoffentlich noch ebenſo viele vor ihm. Daß er auch hier in Halle
volle Würdigung ſeines Strebens und viele Freunde gefunden
hat, wird ihm hoffentlich ſein Ehrenabend beweiſen.

Zwei genußreiche und künſtleriſch wertvolle Abende brachte
das Gaſtſpiel des Frl. Harriet Behnnée aus Breslau, die
noch im vorigen Jahre dem Enſemble des Stadttheaters an
gehört hat. Man kann nach dem Gaſtſpiele der talentvollen
Künſtlerin das Bedauern nicht unterdrücken, daß unſer Stadt-
theater eine ſolche Kraft hat davonziehen laſſen. Frl. Behnnéwar eine Vertreterin der dämoniſchen Frauenrollen, einer

Ortrud, Dalila, Carmen u. ſ. w. wie man ſie nur ſelten
wieder antreffen wird.

Am Sonnabend abend trat Frl. Behnné als Dalila in St.
Sasn's Samſon und Dalila, und am Montag-Abend als
Carmen in der gleichnamigen Oper Bizets auf. Die
prächtige, umfangreiche und einſchmeichelnde Siimme der Künſt-
lerin kam in beiden Rollen voll zur Geltung. Der wirkungs-
volle Geſang wurde unterſtützt durch feuriges und lebenswahres
Spiel. An beiden Abenden hatte Frl. Behnnés Hrn. Schroe-
ter zum Partner, und an beiden Abenden ſpielte und ſang
Herr Schroeter ſo ausgezeichnet, wie wir es ſelten von
ihm gehört und geſehen haben. Sein Samſon und ſein
Don Joſée waren zwei vorzügliche Leiſtungen. Jn der
geſtrigen Carmen Aufführung zeichnete ſich außerdem Fräu-
lein Eckeblad als Micasla beſonders aus, obwohl auch die
übrigen Rollen durch die bekannten und bewährten Opernkräfte
vollſtändig einwandfrei beſetzt waren. Die Chöre machten eben-
falls an beiden Abenden ihre Sache recht gut. Jnſzenierung
und Ausſtattung unter der Regie des Herrn Raven waren an
beiden Abenden vortrefflich, ebenſo die Vorführungen des Ballets
unter Leitung der Frau StahlbergWieſt. Frl. Benné
erntete an beiden Abenden ſtürmiſchen Beifall und viele Blumen-

ſpenden. E. D.Aus dem VReirhe.
Berlin. Eine furchtbare Familien- Kataſtrophe

ſpielte ſich Montag morgen in dem Hauſe Palliſadenſtraße 78
ab. Hier brachte der Schankwirt Melz ſeine Frau, drei erwach-
ſene Töchter und ſich ſelbſt mit Leuchtgas um, während ſein
15 jähriger einziger Sohn und ein 17 jähriger Neffe mit dem
Leben davon kamen. Melz legte einen Gummiſchlauch an den
Gasmeſſer und leitete den Schlauch in die Wohnung hinein.
Gegen 7 Uhr drangen Hausbewohner, denen der Gasgeruch
aufgefallen war, in die Wohnung ein, wo man das Ehepaar
und die drei Töchter tot auffand. Gleichzeitig waren der Sohn
und der Neffe erwacht und hatten noch ſo viel Kraft, um das
Fenſter zu öffnen, wodurch ſie gerettet wurden. Melz und Frau
werden als ſleißige Geſchäftsleute geſchildert. Das Motiv der
That ſind Nahrungsſorgen.

Nach ſchwerer Mißhandlungdurch ſeinen Haus-lehrer Dippold iſt der 15 jährige Sohn Heinz des Der
der Deutſchen Bank, Rudolf Koch, welcher mit ſeinem Bruder
ſeit einigen Wochen in Freſendorf bei Bamberg zur Erholung
weilte, geſtorben. Dippold wurde inzwiſchen verhaftet Die
mee iſt nach gerichtlicher Sektion nach Berlin überführt

orden.
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e an. Ermordet aufgefunden wurde die Ehefrau Breneraus Braunsfeld. Sie ift. von ihrem Manne getrennt.

rankfurt a. M. Selbſtmord. Montag nachmittawang e etwa 20jähriges hen aus dem erſten Stod
eines Hauſes in der rgaſſe und erlitt ſo ſchwere Ver-
letzungen, daß es bald darauf ſtarb.

Hanan. Jn das en e wurdeder in Dresden wegen Sittlichkeitsverbrechen zu zwei Jahren
Gefängnis verürteilte Kaplan Knipy eingeliefert, der verdächtig
erſ v auch in hieſiger Gegend derartige Vergehen begangen
zu haben.

Setzte Nachrichten.
Frankfurt a. M., 17. März. Die Frankfurter Zeitung meldet

aus Stockholm: Die beiden Kammern beſchloſſen, bei der Re
gierung eine höhere Beſteuerung von Ausländern zu verlangen,
die rpxte geben oder in ſolchen und anderen Vorſtellungen
mitwirken.

Frankfurt a. M., 17. März. Die Frankfurter Zeitung meldet
aus Philadelphia: Die Polizei ließ 30 Gräber öffnen, da ein
alter Arzt beſchuldigt wird, zahlreichen Frauen Gift zur Be
ſeitigung ihrer Männer verabreicht zu haben.

Pretoria, 17. März. Am Sonnabend wurden über 100 Per-
ſonen verhaftet, die ſich nicht im Beſitz von Erlaubnisſcheinen
zum Aufenthalt in Transvaal befanden. Die Polizei ließ zu
n Zwecke in ſämtlichen Gaſthöfen Hausſuchungen vor-
nehmen.

Briefkaſten der Redaktion.
P. F. Sie müſſen eine neue Geburtsurkunde haben, die

ſelbe koſtet 50 Pf. g2 adreſſieren an das Standesamt, wo
Sie geboren ſind. Jnnerhalb 6 Monate vom Tage des Auf-
gebots e die Trauung ſtattfinden. Am beſten iſt, Sie
werden perſönlich auf dem Standesamt in Oberröblingen vor
ſtellig und nehmen gleich alle erforderlichen Urkunden mit.

H. P., Teutſchenthal. Sobald der Ofen nicht mehr ge-e fägg iſt, muß ſelbſtverſtändlich ein neuer Leſcheſft
en. er bis zum Wahltage 25 Jahre alt wird, kann mit
wählen.

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 14. März.
Aufgeboten: Elektrotechniker Fiſcher und Elſe Bergemann

(Nordhauſen und (Götheſtr. 41b.). Arbeiter Winter und Anna
Schubert (Seebenerſtr. 40 a und Eichendorffſtr. 14). Schloſſer
Scholz und Anna n GStreiberſtr. 20 und Ludwig
n 45). Dienſt T Schmidt und Anna Bock (Rabatz
und Waſſerweg 3). Beamte Günther und Anna Koch (Leipziger
ſtraße 66 und Zietenſtr. 2).

de Pieſny en Inſpektor Rauch und Charlotte Herrmann
(Metz und Ludw K ererſtr. 50). Oberleutnant Seidel und
Wally Seidel (Ludwigsburg und Lafontaineſtr. 5). Bergmann
Kühner und Luiſe ler geb. Fauſt (Angsdorf und Ackerſtr. 4).
Mi Wer Kloſtermann und Elſe Kämper geb. Winter
Gr r W Rentier Kamm und Amalie Zehler geb. Becker

eſtr. 38.
Geboren: Arbeiter Schmidt, T. (Schillerſtr. 37). KBrode, T. (Wittekindſtraße 30). aller wechſedr cher

Ludwig Wuchererſtr. 23). Handelsmann Schmuhl, S. (Gr
(Brunnenſtr. 46).

Halle (Süd, Steinweg 2), 16. März.
Augebsoten Kutſcher Ackermann und Helene Heine (Frei-

imfelderſtr. 6 und Pfännerhöhe 49). Arbeiter Kuhnt und Anna
Stamm (Schloſſerſtr. 17). Kaufmann Blum und Hedwig Kohl
(Magdeburg und Königſtr. Maler Schulz und Luiſe Netke
Frieſenſtr. 18 und Rathausſtr. 9). Arbeiter Danneberg und
Anna Wäſch (Oehna und Jüterbog). Maurer Ohme und
Amalie Hahn (Lettin und Lieskau). Poſtbote Brösgen und Agnes
Langrock (Halle und Großkorbethad. Beamter Mandrich und
Olga Tramme (Halle und Mücheln). Wärter Butterling und
Meta Koch (Halle und Untereſperſtedt). Schmied Wittmann und
Thereſe Weber (Wieskau und Oberröblingen a. S.).

Geboren: Aſſiſtent Jentzſch S. (Hochſtr. 2). Arbeiter
gapns S. (Pfännerhöhe 53). Anwärter Diete S. (Krukenberg-
ſtraße 16). Maler Kreer T. (Auguſtaſtr. 7), Verſtorb. Weichen
ſteller Thurm T. (Thomaſiusſtr.). Eiſendreher Höch T. (Kl.
Sandberg 21).

Geſtorben: Arbeiters Meißner T., 1 Woche (Schloſſerſtr. 13).Maurxer Buſch, 26 J. Klinik). Ww. Burghardt, 85 i en
hausſtiftung). Ww. Hennicke, 71 J. (IV. Vereinsſtr. 7). w.
Voll, 87 J. (Merſeburgerſtr. 43). Ww. Caeſar, 79 J. (Thomaſius-
ſtraße 50). Wußnigk S. 3 J. Klinik). Kaufmanns
Lange S., 7 Mon. (Zwingerſtr. 32). Anwärters Diete S., 3
Std. (Krukenbergſtr. 16.) Kaufmanns Fiſcher S., 4 J. (Klinik)
Bergmann Schmidt. 22 J. (Klinik). Arbeiter Müller, 49 J.
(Klinik). Arbeiter Baumann, 48 J. (Klinik). Salzſieder Moritz,64 J. (Bergmannstroſt). Arbeiter Föhre, 16 J. und.

Halle (Nord, Burgſtraße 38), 16. März.
Aufgeboten: Schloſſer Sauer und Jda Weber (Mühlweg 37

und Belfortſtr. 7). Flei ttSe Weſt ſcher Dette und Marie Paerſchke geb
Eheſchliefzung: Polizeirat WeiCeipzig und Am Kirchther da. eiß und Eleonore Veckenſtedt

Geboren Schneider Jänecke T. (Göbenſtr. 14). Arbeiter
Helmert S. (Gr. Goſenſtr. 23). Arbeiter Schmidt S. (Seebener

e e R h S ſtr. 15). ArbeiterBrunnenſtr. 56).e Wien nſtr. 56) chloſſermeiſter Bergmann
Geſtorben: Formers Wußnigk S., 1 J. (Karlſtr. H. Ww.gnemann, 74 J. (Körnerſtr. 5). ranke T

9 Mon. (Leſſingſtr. 21). Schloſſer Seeliger, 19 J. (Gr. Schloß
gaſſe 9). Jnv.Samdenſte 29 Keſſelſchmiedes Jahnke Ehefrau, 59 J. Gr.

Quittung aus Eisleben.
Zum Wahlfonds:

Aus Ermsleben durch Lindner 15.00 M.
Aus Ermsleben 2. Rate durch Wagner 12.40
Aus Ermsleben S Chriſtarg 1.60Aus Eisleben Friedrich Schmidt 0.20
Aus Eisleben Louis Wagner 0.10

Summa: 29.30 M.
Aus Ermsleben zum Wahlfonds 15.00 M. Kalender 1.60 M.

Weil der Schnupftabak nichts koſtete 0.20 M. Vom Schafkopf
ſpielen 0.10 M. Summa: 16.90 M. Joh. Stelzer.

Die heutige Nummer umfaßt 3 Seiten.
Verantwortlicher Redakteur: Robert Fette in Halle.
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